
Erste Abtheilung.
Abfassung der Gesetze; Besteuerungsrecht;
Vergleichungs-Maßstab der Steuern und an¬

derer staatswirths ch astli ch enVe r halt u i s s e.

Erstes Kapitel.

Abfassung der Gesetze, insbesondere der Steuer¬

te csetz e.

H. I.

Die Art und Weise, wie die Gesetze redigirt wer¬
den, ist in mehrfacher Beziehung wichtig. AuS ihrer
Abfassung erkennt mau schon zum großen Theile:

t. ob Einheit in den Ansichten der Staatsregierung
vorhanden ist, und ob sie couseqneut sind;

2. ob die zur Abfassung der Gesetze bestehenden Be¬
hörden gut organisirt sind;

3. ob diese die erforderlichen Kenntnisse, vereint mit
der, dem Gesetzgeber so uothwendigen richtigen Auf¬
fassung, und mir Klarheit des Denkens, besitzen.
Sind die Gesetze bündig, kurz, -in bestimmten und

gebietenden Ausdrucken, dennoch vollständig und in Ei¬
nem Geiste abgefaßt, so kann man mit Sicherheit an¬
nehmen, nicht nur daß die obigen Eigenschaften vorhan¬
den, sondern auch daß die Behörden über ihre eigenen
Ansichten, wie über die Tendenz der Staats-Negierung
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völlig im Klaren sind. Die Rede, am sichersten das

nach reiflicher Ueberlegung geschriebene gesetzgebende Wort

giebt einen untrüglichen Masstab des reinen, gesunden

Verstandes des Redenden oder Schreibenden.

5- ?. '

In Preußen giebt es für die, von der allerhöchsten

Staatsgewalt ausgehenden gesetzlichen Bestimmungen ver¬

schiedene Benennungen: Gesetz, Verordnung, Edikt, Ka-

binetsordre, die gleichwohl in rechtlicher Wirkung nicht

zu unterscheiden sind; die Verschiedenbeit ist in der Form.

Gesetze, Verordnungen und Edikte sind in der, auch

in andern Monarchieen bei Gesetzen üblichen Form ab¬

gefaßt; in dem Anfange: „Wir ..... von Gottes

Gnaden, König von ......" tritt die allerhöchste Saats¬

gewalt imponirend hervor, dann werden die allgemeinen

Gründe oder Veranlassungen und die geschehene Bera-

thung der erlassenen Vorschriften angeführt, hierauf fol¬

gen die Bestimmungen selbst, und unter der könig¬

lichen Unterschrist befindet sich die Kontra-Signatur ei¬

nes Ministers, oder mehrerer, oder auch des gesammten

Staatsministeriums.

Die Kabinetsordern dagegen sind wie Entscheidun¬

gen einer einzelnen Person abgefaßt, nicht kontrasiguirt,

haben nicht die Form der imponirend austretenden aller¬

höchsten Staatsgewalt, und werden an einen oder meh¬

rere Minister gerichtet. Mitunter fehlt ihnen die impe¬

rative, sonst den gesetzlichen Vorschriften eigentbümliche

Fassung; die letztere gleicht sogar in einzelnen Fällen ei¬

nigermaßen einer brieflichen Unterhaltung. Den: prüfen¬

den Leser wird in solchen Fallen der rechtliche und reli¬

giöse Sinn des Königs und dessen Liebe gegen seine Un-

terthanen naher erkennbar. So heißt es in der aller¬

höchsten Kabinetsordre vom 18. Juni 1838, durch wel¬

che die Klassensteuer der Personen unter 16 Jahren ab¬

geschafft wurde: „Ich habe aus Ihrem Berichte gern

„erfahren, daß der Zustand der Finanzen eine ander¬

weitige Erleichterung in der Erhebung der Klassensteuer
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„gestattet, und genehmige deshalb" :c.; und in der alt
lerhöchsten a» drei Minister gerichteten Kabinetsordre vom
20. August 1825: „Ich finde eS nach Ihrein gemein¬
schaftlichen Bericht vom 6. und 15. d. M. nicht ange¬
messen, daß die SnbhastationS-Patente von Berg- und
Hüttenwerken, oder Antheilen an denselben, in den Kir¬
chen dnrch Ablesung von der Kanzel oder vom Ehor der
Orgel, als der bisher gebräuchlichen Art, bekannt ge¬
macht werden, nnd will daher diese in dem H. 410 des
Anhanges der allgemeinen Gerichtsordnung enthaltene
Bestimmung hiermit aufheben."

H. 3.
Nach der Verordnung vom 20. Marz 1817 über

die neue Organisation des Staatsrathes soll dieser vor¬
züglich bei Abfassung der Gesetze konknrriren. Jene Ver¬
ordnung enthalt darüber Folgendes: „Alle Gesetze, Vcr-
fassnngs- und Verwaltungs-Normen, Pläne über Ber-
»valtnngs-Gegenstände, dnrch welche die Verwaltnngs-
Grnndsätze abgeändert werden, ..... gehören zum
Wirkungskreise des Staatsrathes, .... dergestalt, daß
sämmtliche Vorschläge zu uenen oder zur Aufhebung, Ab¬
änderung nnd authentischer Deklaration von bestehenden
Gesetzen und Einrichtungen durch ihn an Uns zur Sank¬
tion- gelangen müssen."

Indessen scheint, daß manche auf Verwaltung und
insbesondere ans Steucrwesensich beziehende Kabinetsor-
dern auch ohne Gutachten des Staatsrathes erlassen wer¬
den; ist das der Fall, so finden entweder die in der
Verordnung vom 20. März 1817 enthaltenen Bestim¬
mungen nicht mehr allgemeine Anwendung, oder find so
zu versieben, daß zu den Verwaltnngsgegenständen,wel¬
che sie der Berathnng des Staatsrathes überweisen, nicht
gerechnet werden sollen, welche dem Staatsrache vor
dem Erlassen der einschlägigen gesetzlichenVorschriften
nicht vorgelegen haben.

Bei Abfassung der Stenergcsehe (von welchen bier
vorzugsweise die Rede ist), konkurriren außer dem Staats-



räche: das Finanzministerium, das Staatsministerinm,
das gebeime Kabinett, die Provinzialstände. Indessen
wird keinesweges allen dieseit Behörden jedes Stenerge-
setz zur Berarbnng vorgelegt. Geschieht dieß gleichwohl,
so müssen notbwendigJahre darüber bingehen, bis ein
(Gesetzes-Vorschlagvon vier Zentral-Behörden und acht
provinzialständischen Versammlungenbegutachtet worden
ist, und dann hat sich ein, die verschiedenartigstenAn¬
sichten in sich vereinigendes Aktenstück gebildet, mit des¬
sen Studium, durch den hart geprüften Referenten, die
Arbeit gewissermaßenvon neuem beginnt. Da dieß eben
so natürlich als durch die Erfahrung bestätigt ist, so geht
daraus hervor, daß die Staatsregiernng mit der Vollzie¬
hung solcher Gesetze nicht eilt, welche einer solchen Prü¬
fung unterworfen' werden.

Auch sind wichtige Stenergesetze bisher auf diese
Weise nicht berathen worden, wohl aber Gesetze über
andere Verwalrnngs-Gegenstande, z. V. das Konnnu-
nat-Gesetz. Dieß ist seit 15 Iahren in Berarhnng;
vollzogen ist davon bis jetzt nur die revidirte Städte-
Ordnung vom 17. März 1851, die (neben der ältern
von 1808 geltend) für die Rheinprovinz als unpassend
erkannt und in derselben nicht eingefübrr worden ist; die
Kommnnal-Ordnnng für das Land ist aber, ungeachtet
die Beschleunigung dem Scaatsnnnisteriumdurch die al¬
lerhöchste Kabinetsordre vom 17. Januar 1850 „aber¬
mals in Erinnerung" gebracht wurde, bis jetzt nicht
erschienen.

H. 4.
Es scheint beinabe, daß entweder die Art und Wei¬

se, in welcher die endliche Redaktion gesetzlicher Bestim¬
mungen in Preußen erfolgt, nicht zur Gediegenheit führt,
oder daß die deutsche Sprache zur Gesetzessprachenoch
nicht Präzision genug erlangt hat. Als Beleg für das
letztere läßt sich z. B. anführen, daß dem Sprachge¬
brauche nach in Preußen (und auch in andern deutschen
Staaten) mehr als Eine Regierung besteht, nämlich an-



8

ßer der eigentlichen Regierung auch Bezirks-Regicruugeu,
die doch gewiß nicht regiereu, sondern nur verwalten dür¬
fen; so wird auch in Preußen eine Verwaltungö-Norm
eine Verfassung genannt, welcher Ausdruck bei den in
politischerRcehrsbeziehungunwichtigsten Gegenständen ge¬
braucht wird; in einem übrigens sehr gediegenen Aufsahe
der Staatszeirung über die Zunahme der Bevölkerung
wurde noch kürstich augegeben, wie oft die Volkszahlung
„nach der bestehenden Verfassung" vorgenommen werde.

Belege zur erstereu Voraussehung würde eine kriti¬
sche Beleuchtungder oben angeführten revidirteu Städte-
Ordnung liefern; eine solche liegt außer meinem Zweck;
indessen giebt folgende einzelne Stelle daraus schon einen
Beweis für jene Meinung:

„Berechtigt und zugleich verpflichtet zu Erwerbung
des Bürgerrechts sind:

Diejenigen, welche in dem Stadtbezirk eiu Gruud-Ei-
genthnm haben, dessen geringster Werth in kleinen
Städten nicht unter 390 Rthlr., in größern nicht
über 2000 Rthlr. bestimmt werden soll."

Die Schlußfolge dieser Bestimmung ist, daß in
kleinern Städten der zur Dualität eines Bürgers erfor¬
derliche Werth des Grund-Eigenrhums über 2000 Rthlr.,
und in größern Städten unter 300 Rthlr. festgesetzt wer¬
den darf. Dieß ist, da einmal überhaupt über Mini¬
mum und Maximum eiue allgemeine Vorschrift erlassen
werden sollte, schwerlich die Absicht des Gesehgebers ge¬
wesen, und es ist daher wahrscheinlich,der vielfachen
vorgängigen Berathuug ungeachtet, ein Redakrions-
Fehler in der oben begutachteten Bestimmung vorge¬
fallen.

Db auch auf die Redaktion der Kabinetsordern,
durch welche Steuern eingeführt werden, der oben aus¬
gesprochene bescheidene Zweifel anwendbar ist, mag aus
der allerhöchsten Kabinetsorder vom 13. April 1825 be-
urtheilt werden, welche hier wörtlich folgt.
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Allcrböchstc Kalchtctsorpcr vom 45. April 4825, in Vctrcff dcr

von den Rheinisch-Wcsipbälischm Proviiizcn Bchnfs dcr baulichen
Ilutcrhaltuug dcr Demkirehcn zu crlcgcudcu svathcdral-Stcucr.

Obscbon Ich ztir Bestreituitg der außerordeutlichetr

Bau-Bedürfnisse der Doiitkirche zu Colli eine ahnsehn¬

liche Snitime uns allgenieinen Staatsfonds bewilligt, und

überdies dieser Kirche durch deu Organisaiions-Erar für

das dortige Erzbisthum ciue bedeutende Erhöhung ihrer

bisherigen Einkünfte durch einen neuen Anschuß ans der

Staatskasse zugestanden habe; so halte Ich es doch zur

Sicherung der baulichen Unterhaltung der Donikirche ans

immerwährende Zeiten für angemessen und mit den Be¬

stimmungen der von Mir zugelassenen nnd landesherrlich

bestätigten Bulle cko snluto nniimwum vereinbar, daß

von sämmtlichen, zum Sprengel des Erzbisrbums gehö¬

rigen katholischen Gemeinden, hierzu ein mäßiger, den

Einzelnen nicht drückender Beitrag bei Gelegenheit der

vorkommenden Sterbefälle, Taufen nnd Trauungen ge¬

leistet werde. Im Versolg der desfalls im Organisations-

Etat entbaltenen Beistimmungen sehe Ich, ans den von

Ihnen Mir cinberichtetcn Antrag des Erzbischofs, Gra¬

fen von Spiegel, hierdurch fest: daß bei jedem Ster¬

befalle Ein nnd ein halber Silbergroschen, bei jeder

Taufe Zwei und ein halber Silbergroschcn, nnd bei

jeder Trauung Fünf Silbergroschen

durch den Pfarr-Geistlichen mir den übrigen Stolgebüh¬

ren eingezogen werden sollen. Die nähere Vorschrift über

die Art nnd Weise der ferneren Berechnung und Ablie¬

ferung bleibt dem Erzbischofe überlassen, und will Ich nur

noch bestimmen, daß diese Beiträge ausschließlich zur bau¬

lichen Unterhaltung der Domkirche verwendet, und die

etwanigen Ueberschüsse zur Sammlung eines Kapitals für

außerordentliche Nothfälle augelegt werden sollest. Die¬

jenigen Personen, welche ihrer Armurh wegen von Erle¬

gung der Stolgebühren und andern, bei den geistlichen

Amts - Handluitgen vorkommenden Gaben frei gelassen

werden, sollen auch von der Zahlung dieser Beiträge

befreit werden. Zugleich genehmige Ich, nach dem An-
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trage des Grasen von Spiegel, daß die Erhebung die¬
ser Beiträge nur so lange bestehe, bis sie durch eine an¬
dere Einrichtung, welche jedoch dein Staate leine neue
Ausgabe verursachen dars, ersebt werden kann.

In gleicher Art haben Sie die sofortige Erhebung
des, durch die Organisarions-EtatS Hinsichts der gerin¬
geren Bedürfnisseszu Einein und einen: halben Silber¬
groschen für jeden Sterbe-, Tauf- und Trauungs-Fall
norinirten ahnlichen Beitrags in den Bisthümern Mün¬
ster, Paderborn und Trier anzuordnen, in soweit dies
nicht bereits auf den Grund jener von Mir vollzogenen
Etats geschehen seyn sollte.

Berlin, den 13. April 18Z5.
Friedrich Wilhelm.

An den Staats minister Freiherrn von Alten stein.

Zweites Kapitel.
Das Best c n c r u n g s - R c ch t.

5.

Das Recht der Bestenernng ist von jeher eins der
wichtigsten politischen Reckte gewesen, und desto wichtiger
geworden, je großer die Bedürfnisse des Staatshaushal¬
tes in neuerer Zeit angewaelssensind, und je weniger zur
Befriedigung derselben die Einkünfte der landesherrlichen
Domänen ausgereicht haben.

Wo der Landesherr ohne Bewilligung der klnter-
tbanen, oder ihrer Repräsentanten, der Landstände,keine
Steuern erheben kann, da ist die Landeshoheit sehr be¬
schränkt; noch beschränkterwird sie, wenn außerdem gar
die Landstände Steuern ausschreiben und erheben lassen
können; am stärkste!: ist sie da, wo sie das Recht der
Bestenernng allein, und zugleich die Gewaltmittel besitzt,
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Widerspruch oder gar Widersetzlichkeitschnell zu unter¬
drücken.

Deßhalb ist seit Jahrhunderten überall, wohin ger¬
manische Stamme gekommen sind, viel Streit zwischen
der Landeshoheit und den llnterthanen, oder den Land¬
ständen über die Ausübung jenes Rechtes gewesen. In
England ist die Landeshoheit in diesem Streite unterle¬
gen; in Frankreich hat sie früher, in Deutschland später
sast gänzlich gesiegt, und zwar nach und nach in dem
Grade, wie das seit einigen Jahrhunderten entstandene
Gewaltmittel der Landeshoheit, — die Kriegskunst ver¬
mittelst Anwendung des Schießpnlversund das stehende
Heer auS Miethlingcn und Eingebohrnenzusammenge-
seht, welche ihre beste Lebenszeit,entfernt von bürgerli¬
chen Verhältnissen, im Kriegsdienste oder in der Uebung
der Kriegskunst zubrachten -— sich ausgebildet hat.

Sobald das Prinzip eines also zusammengesetzten
Heeres in Frankreich aufgehört hatte, und ein Bürger¬
heer errichtet worden war, ging das in Jahrhunderten
von der Landeshoheit erworbene Bcstenernngsrecht in nicht
vollen zweien Menschenaltern dort unbestritten verlo¬
ren; denn erst von dem Zeitpunkte an, wo der Grnnd-
sah, keine andern als die verfassungsmäßig bewilligreit
Stenern zu bezahlen, die Masse der Steuerbaren durch¬
drungen hatte, erhielten die Landstände sdie Depmirten-
Kannner,) das Übergewicht über die Landeshoheit. So¬
gar die Dvnastie siel, weil sie die in der Natur der
Dinge und insbesondere in dem Wesen des Heeres oder
der bewaffneten Macht vorgegangene Veränderung nicht
erkannte, auch nicht erkennen konnte, indem ihr, vermöge
der Erziehung und des Hoslebens, der zum Erkenntnisse
des Grundes der Verhältnisse nothwendige klare und un¬
befangene Blicke mangeln mnßte. Beklage und bedauere
man daher die Bonrbonen, aber man verdamme sie nicht;
sie tharen weiter nichts, als einen alten Streit, in wel¬
chem die Landeshoheit, — wahrscheinlichzum Heile der
Humanität und Eivilisation — früher gesiegt, nachher
unterlegen hatte, wieder ausnahmen, und erkannten, daß



die Verhältnisse und mit ihnen die Kampfmittel sich ge¬

ändert hatten.

Daß in England das Heer noch immer nach dem

älrern Prinzip zusammengesetzt ist, widerstreitet den obi¬

gen Folgerungen ans geschichtlichen Ereignissen keineswe-

ges; dieß umständlich zu beweisen würde zu weit führen,

daher genüge die Bemerkung, daß der Grundsatz, keine

andern als verfassungsmäßig bewilligte Stenern zn be¬

zahlen, die Masse der Steuerbaren in England längst

durchdrungen hat, und das Parlament, eifersüchtig ans

die Bewahrung seiner Rechte, nie Geld genug zur Er¬

richtung eines so starken stehenden Heeres bewilligt, daß

es jenen Rechten gefährlich werden könnte.

H. 6.

Vei der Untersuchung des Besteuerungsrechtes, so

wie jedes politischen Rechts, würde dasselbe höchst unsi¬

cher und ungewiß werden, wenn man es von einer lan¬

gen Vergangenheit herleiten wollte. Betrachtet mau die

Dinge, wie sie sind, so muß man zugeben, daß die Land¬

stände oder die Laudeshohheiten ein polirisches Recht be¬

sitzen, wovon dieser Besitz eine gerauine Zeit hindurch

unbestritten geblieben ist, und daß derselbe so lange ein

rechtmäßiger bleibt, als er nicht durch Uebereinknnst oder

durch freiwillige Opfer von eurer oder der andern Seite,

oder durch Gewalt, geändert wird. So ist die Wirklich¬

keit nach der Geschichte, was auch Theorien dagegen sa¬

gen mögen; aber es ist ein Beweis steigender Humani¬

tät und Herrschaft der Vernunft, daß in neuerer Zeit

jener Besitz manchmal ohne Gewalt, durch Uebereinkuuft,

freiwillige Opfer, Gnade oder Staatsklngheit der Lan¬

deshoheit, Aendernngen erfahren hat.

Erwägten die Menschen billig, wie schwer dem Ein¬

zelnen die Verzichtleistnmg auf ein Privilegium wird, so

würden sie die Landeshoheit darüber nicht so scharf ta¬

deln, daß sie sich nicht sonderlich beeilt ein Recht freiwil¬

lig zu opfern, welches sie im Laufe der Zeit erworben,

und mit dessen Hülse sie den Staat groß gemacht, bür-
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gerliche Freiheit, Kunst und Wissenschaft verbreitet hat.

Die Landeshoheit ist nicht zu tadeln, wenn sie den Ent¬

schluß zu einen; freiwilligen Opfer einzig und allein von

der Staatsklngheit abhängig macht, und diese fragt nnr

darnach, ob der Besitz des Rechtes noch zur Erhaltung

oder Vermehrung der Staatskräste im gleichen Maße wie

früher nothwendig, ob eine ernsibafte Bestreitung des

Rechtes zu besorgen ist, ob die Gewaltmittel zur Be¬

hauptung desselben noch völlig hinreichend sind.

H. 7.

Bis zun; Anfange der französischen Revolution hat¬

ten in den meisten Gebietsrheilen, welche setzt die Rhein¬

provinz bildet;, die Landstände das Recht der Steuerbe¬

willigung. Daß dasselbe noch in: siebzehnten Jahrhun¬

dert vollständig ausgeübt wurde, ist ans den beiden Re¬

zessen ersichtlich, welche 1672 und IlillO zwischen den

Landeshoheiten und den Ständet; von Jülich und Berg,

und denen von Eleve und Mark zu Staude kamen. All-

mählig wurden, saus Ursachen, deren Darstellung hier

zu weit führen würde,) die Stände schwach, und die

Steuerbewilligungcn eine leere Form; das Recht der

Stande bestand also nur grundsätzlich und nicht mehr

tharsachlich, als die französische Revolution ausbrach, und

in ihren Folget; alle Verhältnisse ii; der Rheinprovinz ge¬

waltsam veränderte. Das linke Rheinufer ward mit

Frankreich in; Jahre 1801 vereinigt, und dieser größere

Zheil der Rheinproviuz erhielt dadurch die französische

Verfassung von; 13. December 1799.

Nach dieser Verfassung konnte keine Steuer ohne

Bewilligung der gesetzgebenden Versammlungen ausge¬

schrieben werde:;; die Departements-Bedürfnisse mußten

zun; Theil außerdem durch den Deparrementalrath, der

von den Höchstbestenerten erwählt wurde, vorgängig be¬

willigt worden seyn. Für Gemeinde-Bedürfnisse konnten

ebenfalls keine Stenern angeschrieben werden, die nicht

von den gesetzgebenden Versammlungen bewilligt worden

waren. Schwere Strafe war über den Beamten ver-



fügt, welcher versuchen würde, uicht gesetzmäßig bewil¬
ligte Steuern einzugehen.

Diese Einrichtung bat bis zur Vertreibung der Fremd¬
herrschaft gedauert. In der That hat aber Napoleon,
wie von ihm uicht anders zu erwarten war, die Verfas¬
sung mehrfach verlebt, nickt zu gedenken, daß er durch
feinen Einfluß die Geldbewilligungen der gesetzgebenden
-Versammlungen meistens zu einer leeren Form zu ma¬
chen wußte. Indessen durfte sich kein Beamter unter¬
steben, den Herrn nachzuahmen; wo Veletznng der Ver¬
fassung stattfand, da geschah es durch kaiserliche Dekrete,
denn Napoleon wußte sehr wohl, daß wenn die Präfek-
ten die Macht hatten, in Uebereinstimmung mit den De-
partemenral- und Gemeinderärben, oder durch Einfluß
auf dieselben, für allerlei Eommnnal-Zwecke Stenern
auszuschreiben, so viel mehr Mittel zur Erfüllung seiner
größern Zwecke ihm entgingen.

H. 8.
So war das Bestenernngsrccht am linken Rhein¬

ufer, als dasselbe größrenryeils mit Preußen vereinigt und
die Rheinprovinz gebildet wurde. Der am rechten Rhein¬
ufer liegende Theil dieser Provinz hatte meistens eilten
Bestandtheil des Großherzogthnms Berg gebildet; in
demselben waren die Einrichtungen denen in Frankreich
ahnlich, jedoch das Besteuernngsrecht der Landeshoheit
größer.

Die Rheinprovinz ist daher ein durch Eroberung
mit Preußen vereinigtes Land, und als solches hat das¬
selbe nicht das mindeste Recht, bei der Eteuerbewillignng
mit der Landeshoheit zu konkurrireu. Mau hat dieß
Recht ans Zusagen der Landeshoheit herleiten wollen.
Sehen wir, wie es sich damit verhalt, und was etwa,
wenn auch nur entfernt, als Zusage, oder Versprechen
betrachtet werden könnte.

1) Die Noten Preußens bei den Wiener Verhand¬
lungen der Jahre 1814, 1815. Wirklich stimmte Preu¬
ßen (am 31. September 1814) dahin, daß die Land-
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stände das Recht der Berwilligung der Landesabgabcn
haben sollten, oder doch (im Februar, April und Mai
1815) daß die Landstaude das Recht der Bewilligung
bei neuen Steuern, oder bei Erhöhung der schon vor¬
handenen einzuräumen sei.

Daß dieß bei den damaligen Verhandlungen die
Ausübt des preußischen Kabinets oder der Landeshoheit
war, verpflichtet diese letztere zu nichts, denn Ansichten
können einseitig geändert werden, so lange sie noch nicht
m Verpflichtungen übergegangen sind.

2) Die Bestimmungder deutschen Bundesakte,daß
in allen deutschen Staaten Laudstäude bestehen sollen.

Da die Rechte der Landstände nicht festgesetzt wor¬
den sind, so entsteht für die letztern kein Anspruch auf
das Recht der Stmerbewilligung.

3) Der Aufruf des Königs vom 5. April 1815
an die Rheinländer bei der Besitznahme der Rheinpro¬
vinz. In diesem Aufrufe sind manche, seitdem redlich
erfüllte, Zusagen einhalten; außerdem findet sich darin
folgende Stelle:

„Ich werde Euch nicht durch öffentliche Abgaben be¬
drücken. Die Steuern sollen mit Eurer Zuziehung
regnlirt und festgestellt werden, nach einem allge¬
meinen auch für meine übrigen Staaten zu entwer¬
fenden Plane."
Eine Zuziehung bei Ausschreibung der Steuern ist

hier freilich zugesagt; darunter läßt sich allerdings das
Recht der Steuerbewilligungverstehen, eben so gut aber
auch eine Berathuug einiger Eingesesseneu,oder auch der
Provinzialstäude. Es ist aber weder vernünftig noch
recht, ein Versprechen,durch welches die Landeshoheit
freiwillig Rechte opfert und den llnrerthaneu einräumt,
im weitesten Sinne des Wortes verstehen zu wollen.

4. Die Verordnung vom 22. Mai 1815, in wel¬
cher folgende Stellen enthalten sind:

1. Es soll eine Repräsentationdes Volkes gebil¬
det werden."

„H. 4. Die Wirksamkeit der Landesrepräsentanten er-
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erstreckt sich auf die Berathung über alle Gegen¬
stände der Gesetzgebung, welche die persönlichen und
EigenthumS-Rechteder Staatsbürger, mit Ein¬
schluß der Besteuerung betreffen.
Auch durch diese Verordnung hat die Landeshoheit

von dem Besteuerungsrechte nichts vergeben, sondern nur
eine Berathung der LandeSrepräscntarion vorgeschrieben.
Wo aber in der Landeshoheitalle Staatsgewalt, die
ausübende wie die gesetzgebende, vereinigt ist, scheint un¬
zweifelhaft zu seyn, daß die Landeshoheit daS vollkom¬
menste Recht hat, nach Gutbesiuden eine Verordnung
wie die obige so gut wie jede andere aufzuheben, abzuän¬
dern oder nicht zur Ausführung kommen zu lassen.

5. Die allerhöchste KabiuetSordre vom 17. Januar
1820 über die Regulirung deS StaatSschuldenwesenS, in
welcher festgesetzt wird, daß kein neues Anleihen deS Sta¬
tes ohne Zuziehung und Mitgarantie der künftigen reichS-
ständischcn Versammlung gemacht werden soll.

Abgesehen davon, daß dieß nur eilte, vorzüglich
den StaatSkredit bezweckende,gesetzliche Vorschrift ist,
aus welcher kein Recht sür die llnterthanen erwachst, und
die in dieser Beziehung aufgehoben oder abgeändert wer¬
den könnte, ist auch die Vorschrift ohne wesentliche Wir¬
kung, weil die Seehandlung statutgemäß unter Garantie
deS Staates die Geldgeschäfte desselben betreibet;, folg¬
lich Staatsanleihen unrer ihrem Namen machen kann.
Dieß ist im Jahre 1822, und noch ganz kürzlich ge¬
schehen.

6. DaS Gesetz vom 5. Juni 1823 über die Errich¬
tung der Provinzialstände,in welchem eS heißt:

„Wir werden ihnen, so lange keine allgemeinen stän¬
dischen Versammlungen Statt finden, die Entwürfe
solcher allgemeinenGesetze, welche Veränderungen
in den Steuern zum Gegenstaudehaben, so weit
sie die Provinz betreffen, zur Berathung vorle¬
gen lassen;

2
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„die Kommunal-Angelegenheiten der Provinz ihren

Beschlüssen, unter Vorbehalt nnsrer Genehmi¬

gung und Aufsieht, überlassen."

Insofern Bezirks-Straßen, Provinzial-Bettel- und

Irrenhäuser und durch ähnliche Einrichtungen verursachte

Ausgaben als Konunnnal-Angelegenheiten der Provinz

zu betrachten sind, so hat die Laudeshoheit durch jeneS

Gesetz wirklich eine Konkurrenz am Vermilligungsrechtc

der Stenern eingeräumt; bei allgemeinen Steuern ist nicht

mehr als Berathnng verordnet.

Wäre die vorstehende Auslegung des Ausdruckes

„Kommunal - Angelegenheiten die richtige, so hätten die

Provinzialstände das Stener-Verwillignngsrecht in dem

Maße, wie während der französischen Herrschaft der De-

partemcntalrath.

Dies; ist jedoch noch sehr zweifelhaft, da jener Aus¬

druck füglich und ungezwungen auch eine andere Ausle¬

gung zuläßt, welcher die Landeshoheit jederzeit, ohne das;

Jemand mit Grund darüber sich zu beklagen Ursache

hat, eintreten lassen kann.

Der Zweifel ist um so gegründeter, als bisher den

rheinischen Provinzialständen noch kein vollständiges Pro¬

vinzial-Budget zur Beschlußnahmc vorgelegt worden ist,

und als beträchtliche Provinzial-Ausgaben, ohne Beschlnß-

nahme der Provinzialstände gemacht worden sind, z. B.

die kostspielige Anlage des Irrenhauses zu Siegbnrg.

H. 9.

Das Bestenernugsrecht gebort also; nach der im

vorigen H. aufgestellten Untersuchung, in Beziehung auf

allgemeine Landes-Abgaben, der Landeshoheit ganz

allein, und nur bei Provinzial-Steucrn möchte ein sehr

zweifelhaftes Recht der Provinz zur Theilnahme an jenen

Statt finden.

Das einzige Steucrbewillignngs-Recht, was nach

dem noch in Kraft befindlichen französischen Gemeinde-

Gesetze die rheinischen llnterthanen besitzen, besteht bei
Gemeinde-Steuern.
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Nach der französischen Verfassung gehörte, wie ich
oben bemerkte, zur Erhebung der Gemeinde-Stenern,
die Genehmigung der gesetzgebenden Versammlungen;
folglich war, da die ganze gesetzgebende Macht bei der
Vereinigungder Rheinprovinz mit Preußen ans die Lan¬
deshoheit allem überging, nur die Genehmigung der letz¬
tern erforderlich. Durch allerhöchste Kabinctsordre vom
4. Dezember 1826 wurden die Minister des Innern und
der Finanzen delegirt, diesen Theil der landeshoheitlichcn
Macht auszuüben, oder es wurde denselben die Gesetz¬
gebung der Gemeinden, aus die Antrage der Municipal-
Vorstande, überlassen; die Ministerien haben wol theil-
weise die Bezirksregierungen snbdelegirt, so daß diese den
größten Einfluß auf die Besteuerung der Gemeinden
ausüben.

Es scheint keincsweges die Absicht der Landeshoheit
zu seyn, bei einer Aufhebung des französischen Gemeinde-
Gesetzes die Rechte der Gemeinden zu schmälern; viel¬
mehr laßt sich eine Ausdehnung dieser Rechte, nach den
bei der preußischen Staatsregierung vorherrschenden An¬
sichten, und nach dem Vorbilde der Städteordnung von
1808, erwarten. Nichts destoweniger besitzt die Landes¬
hoheit, als allein gesetzgebende Gewalt, das vollkom¬
menste Recht, durch gesetzliche Vorschriften das den Ge¬
meinde-Vorständen noch zustehende Stenerbewillignngs-
Recht eben sowohl aufzuheben, wie früher durch den Ge¬
neral-Gouverneur Sack der Departementalrathaufgelö-
set, und dessen Stcuerbewilligungs - Besngniß auf die
Landeshoheit -oder ihre Delegirten jahrelang vollständig
übertragen worden ist.

H. 10.

Meine Ansicht, daß das Besteuerungsrechtüber¬
haupt in der Rheinprovinz, (und auch ohne Zweifel in
den übrigen Provinzen des preußischen Staats,) nach den be¬
stehenden Verhältnissen einzig und allein der Landesho¬
heit gehört, ist auch vollkommen die der Staatsregicrnng.

2*
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Denn als im Jahre 1827 zur Sprache kam, ob
eine, von den früheru bergischen Ständen zu einem be¬
sondern (später weggefallenen) Zwecke dem Grundsteuer-
Kontingente zugeschlageneSumme von dein letztern wie¬
der abzusetzen sey, sprach das Staatsministerium die,
hrruach allerhöchst ebenfalls bestätigte, Meinung aus,
daß durch die Bejahung der in Rede stehenden Frage
eine Beschränkung deS unbedingt und unbestritten
dem Landesherrn allein zustehenden Besteue-
rungSrechts zugegeben werden würde.

Dagegen scheint unzweifelbast nach dem Inhalte des
H. 8, daß, — wenn nicht königliche Worte ans eine die
laudeshoheitliche Würde beleidigende Weise gedrehet und
gezwungen ausgelegt werden sollen, — den sämmtlicheu
Provinzialstäudeu, und insbesondereden Rheinländern
eine Zusage des Rechts der Berathung sowohl bei allge¬
meinen Landes- als bei Provinzial-Sreueru gemacht wor¬
den ist; der königliche Ausruf vom 5. April 18 !5 und
das, die Provinziatständeschaffende Gesetz vom 5. Juni
1823 sprechen die Zusage am deutlichsten aus.

Eben so unzweifelhaft ist, daß bis jetzt die Zusage
in den meisten Fällen nicht zur That geworden ist.

Indessen an und für sich ist die Erfüllung nicht
au eine Frist gebunden, mau muß deshalb annehmen,
daß jene vor sich gehe, sobald als möglich, das heißt,
sobald als ausführbar; und in dieser Hinsicht dürste nicht
zu läugnen sevn, daß die Ausführbarkeit bei dem derma¬
ligen Organismus der Staatsbehörden in vielen, oder gar
den meisten Fällen nicht Statt findet. Die Gründe sind
im 3 enthalten.

Die Provinzialstände, und namentlich die rheini¬
schen, scheinen dieß eingesehen zu haben, da wegeil un¬
terbliebener Zuziehung zur Berathung von Stenergesetzen
wenig oder gar keine Bitten, Beschwerden oder Anträ¬
ge, trotz der großen Anzahl derselben, in den Verhand¬
lungen vorkommen.
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H. 11.
So wie mit dem Bestenernngs-Rechte, el'en so ver¬

hält es sich auch mit dem Rechte, die Unterthanen zum

Militärdienste heranzuziehen, welches auch eine Art von

Besteuerung, und zwar eine der schwersten ist.

Die Laudeshoheit konnre nach der zur Zeit der fran¬

zösischen Herrscbaft geltenden Verfassung, ohne Verletzung

dieser letzten?, keine Mannschaft ausheben, als mit Be¬

willigung der gesetzgebenden Versammlungen. Jetzt hat

die Landeshoheit unbedingt und unbestritten allein das

Recht der Militär-Aushebung, zugleich mit dem Bestene-

rnngs-Rechte, und ans gleiche Weise wie dieses, erlangt.

Drittes Kapitel.

DaS Budget, oder der Einnahme- und AuSgabe-Etat.

H. 12.

In Frankreich wird den Kammern jahrlich das Bud¬

get vorgelegt. Dasselbe enthält in einem starken -O.nart-

bande demillirte Nachweise aller mnrhmaßtichen Einnah¬

men und Ausgaben. Auf diese Weise können die Depu-

tirten den ganzen Staats - Organismus und die ganze

Verwaltung übersehen und eine Ansicht darüber gewin¬

nen, ob eine Steuer füglich verändert, vergrößert, ver¬

mindert oder abgeschafft werden kann, ob Ausgaben, die

nicht in Vorschlag gebracht sind, etwa vorzuschlagen, an¬

dere zu unterdrücken, zn verkleinern sehn möchten, und

ob überhaupt Ersparnngen im Staatshanshalte vernünf¬

tigerweise gemacht »Verden können.

Die Nachweise, welche die Regierung liefert, sind

so klar und vollständig, daß für die an Gründlichkeit

gewöhnten Deutschen, »venu sie bei Lesnng der französi¬

schen Debatten über das Budget dies; letztere, so wie die

französischen Depntirten, zur Hand hätten, die ltnwissen-

heit kaum begreiflich seyn würde, welche die letztern, und
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zwar diejenigen der Ultra-Opposition seit zwei Jahren,
bei dieser Gelegenheit znwcilcn an den Tag legen.

H. 13.
In Prcnßcn soll das Budget alle drei Jahre pu-

blizirt werden. Die allerhöchste Kabiuctsordre vom 17.
Januar 1820 enthalt darüber folgende Bestimmung:

„Damit Jedermann von dem wahren Zustande der
Finanzen des Staats vollständig unterrichtet werde,
und sich überzeuge, daß nichts mehr an Abgaben
gefordert werde, als das dringende Bedürfniß für
die innere und äußere Sicherheit, so wie zur Erfül¬
lung der zum wahren Vortheilc und zur Erhaltung
des Staats eingegangenen Verpflichtungenunum¬
gänglich nothwendig gnacht, so soll der erwähnte
Haupt-Finanz-Etat, nach erfolgter Prüfung und
Feststellung, zur öffentlichen Kenutuiß kommen, und
auch mit dieser Kundmachung von drei zu drei Jah¬
ren fortgefahren werden."

Dieser so bestimmten Vorschrift ungeachtet, ist seit
1829 der Haupt-Fiuauz-Etat erst dreimal, nämlich 1821,
1829, 1882, bekannt gemacht worden.

Die allgemein bekannte Ordnung und Sparsamkeit
im preußischen Staatshaushalte muß indessen eine bessere
Ueberzeugung darüber gewähren, daß nicht mehr, als
das dringende Bedürfniß, au Abgaben gefordert werde,
als aus dem Inhalte der Bekanntmachungentnommen
werden kann. Denn diese führt nur die Haupt-Rubriken
dcr Ausgaben an, etwa ein Dutzend. Es kann aber z.
B. Niemand daraus, daß er die Gesammt-Ausgaben
des Ministeriums des Innern, welche 1829 zu 4,888,999
Thlr. angegeben wurden, kennt, die Uebcrzeugung ent¬
nehmen, ob dieß zn viel oder zn wenig für dle mancher¬
lei Vcrwaltnugszweige jenes Ministeriums, oder ob noch
eine Ersparung bei denselben auf zweckmäßige Weise
möglich ist.

Eben so wenig kann man sich vollständig von
dem Zustande der Finanzen durch den Etat unterrichten,
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theils wsil die Einnahmen nur in einigen Haupt-Rubri¬
ken, sz. B. Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-
Abgaben, Verzehrtingsstenern von inländischen Erzeug¬
nissen, Schifffahrts- und andern Kommunikations-Abga-
hen, und Stempelsteuer, in Einer Rubrik mit 18,738,9A)
Rthlr.) aufgeführt werden, theils weil die Erträge man¬
cher Stenern nicht im Etat enthalten sind, und end¬
lich, weil die Geld-Operationen, welche der Saat ver¬
mittelst der Seehandlung macht, neben dem Etat her¬
gehen. Wäre nicht der gute Finanzzustand des preußi¬
schen Staates ans andern Kennzeichen ersichtlich und
gleich des letzteren Rechtlichkeit in der Erfüllung einge¬
gangener Verpflichtungen,allgemein bekannt, und un¬
zweifelhaft, so würde durch den zur Oeffel tlichkeit gelan¬
genden Hanpt-Finanz-Etat wenig Sraats-Kredit erlangt
werden; wie denn in der That die Unterlassung der Pu¬
blikation von 1821 bis 1829 auch nicht im mindesten
daraus eingewirkt hat.

Gewöhillich vergleicht man, um die Steuerhöhe und
den Umfang der Staats-Einnahmen und Ausgaben zu
ermessen, die Haupt-FinauzEtars, so wie diese in Preu¬
ßen und Frankreich veröffentlicht werden; diese bieten in¬
dessen keinen richtigen Vergleichnngspunkt dar, weil ibre
Elemente ganz verschieden von einander sind. Die Ver-
schiedenarügkeit besteht vorzüglich in Folgendem.

1) Ä>n Preußischen Budget ist der Reinertrag der
Stenern angegeben; im französischen der Brutto-Ertrag,
und zwar in dem Maße, daß sogar Leistungen, welche
nicht als Steuern zu betrachten sind, vorkommen. So
z. B. sind in der, als Revenüe von der Post-Verwal¬
tung ausgeführten Summe die sämmtlichenAusgaben
derselben, Transportkosten inbegriffen, enthalten; in dem
Ertrage der Tabaks-Regie sind ebenfalls die sämnulichen
Fabrikaüons-Kosten und der Einkaufspreis des rohen
Materials begriffen.
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2) Das preußische Budget cuthält von Provinzial-
uud Koninuinal-Steuern nichts; das französischedage¬
gen umfaßt sammtliche Departements-Steuern und den
größern Theit der Gemeinde-Steneriu

3) Im preußischen Budget sind manche Steuern
nicht aufgeführt; im französischen sind sie alle, mit Aus¬
nahme eines Theils der Gemeindesteuern, enthalten.

4. Im französischen Budget sind einige Ausgaben
für Leistungen enthalten, die in Preußen nicht dem Staate
zur Last fallen, gleichwohl auf andere Weise von den
Unterihauen zu tragen sind. Wenn z. B. in einem
Staate die Departements-Straßen-Arbeiten bezahlt, in
dem andern durch persöuliche Dienste der Unterthancn
besorgt werden, so muß der Werth dieser letztern, um
für den Vergleich der Steuern beider Staaten eine rich¬
tige Basis zu gewinnen, als Steuer angeschlagen wer¬
den; nach dem nämlichen Grundsatze muß das Wegegeld,
daS auf andern als Staatsstraßen in dem einen Staate
entrichtet wird, als Steuer berechnet werden, weil im
andern Staate die Kosten des sämmtlichcn Kunststraßen-
baues demselben zur Last fallen. Hierbei bleibt die Fra¬
ge: in welchem Staate wird für die Steuer am meisten
geleistet? wie bei allen andern Steuern, einer besoudern
Untersuchung vorbehalten; eine Frage, welche zur Prü¬
fung aller Verwalkungszweige führt, und deren Beant¬
wortung der Gegenstand eines höchst nützlichen Werkes
werden kann. Ich liefere dazu im gegenwartigennur
Aufforderung,Beitrage und Fragmente.

H. 15.

Will man daher nicht in den Fehler vieler, und
sogar angesehener, wohl unterrichteterhoher Beamten
vorfallen, welche den im H. 14 berührteil Vergleich an¬
stellen, ohne den Vcrgleichuugspunkt zu besitzen, so muß
man vor allen Dingen denselben auffinden.

Ich werde zu diesem Behuf versuchen, von Preu¬
ßen und Frankreich, so wie auch von der Rheinprovinz
unrcr französischer und unter preußischer Herrschaft, einen



26

Einnahme-Etat aufzustellen, in welchem die Elemente
nicht verschiedenartigsind.

Departements- oder Provinzial-Stenern rechne ich
den Staatsstenern gleich, wie sie denn auch, dem Zwecke
und theilweise dem Ursprünge nach meistens schwer zu
unterscheidensind. Je mehr z. B. die Rheinprovinz zum
Bau von Departements-Straßen beiträgt, desto weniger
braucht anS allgemeinemStaatSsond dazu verwendet zu
werden.

Gemeinde-Stenern führe ich besonders ans, weil sie
weit weniger als Provinziell- oder Departemental-Stenern
den StaatSstenern gleichein Indessen ist die Veranschla¬
gung der Gemeinde-Stenern, um eine Vergleichnng an¬
zustellen, nothwendig, denn je mehr unter der einen Ru¬
brik gesteuert wird, desto weniger steuerbar bleibt der Un-
terthan unter der andern.

Viertes Kapitel.
Vergleich ungs - A crhältnissc.

H. 16.
Von der Rheinprovinz werde ich, wie vorhin be¬

merkt, einen Einnahme-Etat der französischen,so wie der
preußischen Herrschaft aufstellen.

Einmal werde ich den Etat, gegenüber demjenigen
der andern preußischen Provinzen, und des gesammten
Staates liefern.

In einem andern Erat sollen die Einnahmen wah¬
rend der französischen und während der preußischen Herr¬
schaft mit einander verglichen werden; in diesem Etat
werden jedoch die Einkünfte der Domainen nicht, fon¬
dern nur die Stenern aufgenommen.

Auch wird dieser Etat, obgleich das frühere und
das dermalige Steuer-Verhältnis; der Rheinprovinz dar¬
stellend, nicht auf diese letztere, sondern auf den Re-



26

gicrnngsbezirk Aachen gerichtet seyn. So wie das Re¬
sultat sich für diesen Bezirk herausstellt, ist eS, der
Hauptsache nach, iu der ganzen Provinz, wenig¬
st e u s a in linke u R h e iuufe r. Es fehlte mir au Ma¬
terial, die frühem Steuern der gauzeu Provinz zu er¬
mitteln; dagegen besaß ich es für den Regierungsbezirk
Aachen, besonders da das verdienstvolleWerk des Herrn
von Rennau über die administrativen Verhaltnisse dieses
Bezirks mir als trefstiche Vorarbeit zu Statten kam.

H. 17.
Wohl weiß ich, daß die Zulage-Centimenzu di¬

rekten Stenern am rechten Rheinnfer anders als am lin¬
ken sind; dennoch habe ich angenommen, daß sie dort
wie hier bestanden, und solchergestalt wissentlich etwas
Unrichtigesangegeben. Es ist geschehen, erstlich, weil
mir das erforderliche Material zur genauen Kenntniß der
mancherlei Verschiedenheitenin den Zulage-Centimenam
rechten Rheinnfer nicht zur Hand war; zweitens, weil
meine Verfahrnngswcise wenigstens für das linke Rhein¬
nfer, als dem größern Theile der Rheinprovinz, das
Stcnerverhaltniß richtig darstellt, und ein einsichtsvoller
Bewohner des rechten Rheinnfers darnach leicht ermesseil
kann, ob er weniger oder mehr als sein Mitnnterthan
des linken Rheinnfers zn steuern hat: drittens, weil die
etwaigen Differenzen, ans den Durchschnitt der Gesammt-
stener der preußischen Monarchie berechnet, wegen ihrer
Geringfügigkeit fast gar nicht in Betracht zn ziehen sind.
Nach dieser Crlanterung wird mir die wissentliche Unrich¬
tigkeit nicht zum Vorwurf gereichen.

5- 18.
Als Zeitpunkt bei der Berechnung der Stenern habe

ich angenommen:
Bei der srühcrn französischen, für di¬

rekte Stenern den ungefähren Durchschnitt des Zeitrau¬
mes der französischen Herrschast, jedoch eher ein mehr als
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ein weniger dieses Durchschnitts; für die indirekteil Steu¬

ern vorzüglich den Ertrag im Jahre 1811.

L. Bei den dermaligen preußischen Steu¬

ern fast durchgängig das Jahr 1838, weil ich für das¬

selbe die meisten nnd sichersten Materialien zusammen¬

bringen konnte. Auch wird seitdem keine erhebliche Ver¬

änderung in dem Stencrwesen stattgefunden haben, und

jenes Jahr also ziemlich richtig das jetzige Verhältnis;

darstellen.

<?. Bei den jetzigen französischen Stenern

das den Kammern vorgelegte Budget pro 1833.

Wo ich geuöthigt bin, die Stenern vor andern als

den vorstehenden Zeitpunkten herzuleiten, da werde ich

es angeben.

Die obigen Zeitpunkte sind in sofern günstig ge¬

wählte, als sie dazu beitragen, die frühcru französischen

Stenern nicht unter dem wirklichen Betrage zu veran¬

schlagen; denn das Jahr 1811 war bei der so erhebli¬

chen indirekten Steuer das einträglichste während der

Dauer des französischen Kaiserreichs.

H. 19.

Obgleich hie und da manches aus amtlichen Quel¬

len entnommene Material zur Berechnung der Steuern

in Preußen dem Drucke übergeben worden ist, so hat es

dennoch nicht überall ausgereicht, und ich habe in sol¬

chem Falle die Stenern nach Muthmaßnngen und erhal¬

tenen schriftlichen oder mündlichen Mittheilungen so nor-

mirt, wie es uns am wahrscheinlichsten war. Die auf

diese Weise nothweudig entstehenden Jrrthümer sind un¬

absichtlich, und Berichtigungen werde ich, wird das Pub¬

likum dankbar aufnehmen.

H. 30.

Die Bevölkerung des Negiernngs-Bezirks Aachen,

nach der dermaligen Begränznng desselben, nehme ich

für den Zeitraum der französischen Herrschaft, mit v.

Reiman, zu 305,000 Seelen an. Die erste Volkszäh-
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lung unter preußischer Herrschaft ergab zwar 307,324
Seelen; indessen wurde, ebenfalls nach v. Reiman, das
Mehr von 2,324 Seelen durch die im Jahre 1816 er¬
folgte Gränzberichtigung des Bezirks eingebüßt.

So nehme ich auch mit v. Reiman an, daß die
Bevölkerung des französischen Kaiserreichsvor dem Jahre
1814 43 Millionen betrug.

Die Volkszahl der Rheinprovinz und ihrer Ilnter-
abtheilungen im Jahre 1828 ist der rheinischen Statistik
entnommen worden. Es ist biernach die Bevölkerung
der Rheiprovinz 2,172,545, und des Regierungsbezirks
Aachen 347,232 Seelen.

Bei den übrigen preußischen Provinzen ist die Be¬
völkerung des Jahres 1828 nach dein ministeriellen Me¬
moire vom 18. Mai 1830, welches sich bei dem Land¬
tagsabschiede für Westphalenbefindet, angenommen wor¬
den. Da in diesem Memoire jedoch die Volkszahl von
Westphalen und der Rheinprovinz nicht einzeln, sondern
zusammengenommen angeführt wird, so habe ich die Be¬
völkerung der crstern Provinz dadurch ermittelt, daß ich
diejenige der andern von der durch den Minister für
beide Provinzen angegebenen Gesammtzahl in Abzug
brachte.

Frankreichs Bevölkerung betrug nach der Zahlung
von 1826 31,851,545 Seelen; der Ueberschuß der Ge¬
burten betrug im folgenden Jahre 200,000; ein Resul¬
tat spaterer Volkszahlungwar mir nicht bekannt, und so
durfte ich die Bevölkerung des Jahres 1832 nach der
Wahrscheinlichkeit füglich auf 324 Millionen normiren.

H. 21.

Die Bodenfiachcn habe ich wie folgt angenommen:
des Regierungsbezirks Aachen nach dem Resultate des
Katasters; der Rheinprovinz nach der rheinischen Stati¬
stik; der übrigen preußischen Provinzen nach Mühell,
mit Weglassung des Flächenraums der Gewässer; von
Frankreich nach der allgemeinenAnnahme zu 10,087
O.uadratmeilcn.
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H. 22.

Unter eiitem Morgen Boden stäche oerstehe ich überall

den preußischen (oder Magdeburger) Morgen, davon 22222

in einer preußischen, und 21490 in einer geographischen

O..Meile einhalten sind. Ein solcher Morgen ist gleich

0,255 französischen Hectaren; es gehen also ziemlich ge¬

nau 4 Morgen ans eine Hectare. Dies; letztere Ver¬

hältnis; wird, seiner Einfachheit wegen, bei Reduktionen

von mir angenommen.

Ein französischer I?oct«l!ti-t: (von 100 Illtres) ent¬

halt 85,^5 Bereiner O.nart, deren 04 ans einen Eimer

gerechnet worden. Dies; ergiebt ziemlich nahe daS Ver¬

hältnis; von 8 Ilootoliwos -- 4 Eiiiter, welches ich, eben¬

falls der größern Einfachheit wegen, bei vorkommenden

Berechnungen zu Grunde lege.

100 französische Kilogrammen rechne ich gleich 214

Pfund preußisch.

Ich nehme ferner an, daß 3 Zentner Wein oder

Branntwein mit 2 Eimern gleich zu rechnen sind, ein

Verhältnis; welches der Wirklichkeit sehr nahe kommt.

Die Rednkrion deö französischen Geldes in preußi¬

sches nehme ich nach dem, seiner Zeit in der Rheinpro¬

vinz gesetzlich festgestellten, und auch von v. Rennau zu

Grund gelegten, Verhältnis; an, wonach 5 Franks 1 Rthlr.

7 gGr. 6 Pf. (oder 1 Rthlr. 9 Sgr. 4^ Pf.) betragen,

also 80 Franks ---- 21 Rthlr. sind.

Fünftes Kapitel.

Maßstab zum Vergleiche der Steuer-Höhe und anderer siaatö-

wirthschaftlicheu Verhältnisse.

H. 23.

Der allgemein übliche Maßstab Stenern mit einan¬

der zit vergleichen, ist die Berechnung, wie viel Stenern
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in einem und in dem andern Staate auf den Kopf der
Bevölkerungfallen.

Allerdings ist dieser Maßstab von großem staatS-
wirthschaftlichen Interesse, doch allein angewandt nicht
im geringsten branchbar, die Höhe der Stenern zn cr¬
messen. Um dieß mit Einem hervorstechendenBeispiele
zn beweisen, nehme ich an, daß in der durch Reichthnm
und allgemeine Wohlhabenheit ausgezeichneten Stadt
Frankfurt a. M. 12 Rthlr., und in der armen Fabrik¬
stadt Montjoie 4 Rthlr. an Steuern auf jeden Kopf
der Bevölkerung fielen. Wie augenfällig unrichtig wurde
nun der hierauf gebaute Schluß seyn, daß in Frankfurt
die Steuern dreimal höher, als in Montjoie wären!
Da höchst wahrscheinlich auf den Kopf in der erster»
Stadt wenigstens sechs mal so viel Revenuen von Ka¬
pitalen, sunter welchem Ausdrucke hier Besitzthum jegli¬
cher Art verstanden wird,) und von Erwerb fallen als
in Montjoie, so würden, bei dem vorhin vorausgesetzten
Steuer-Verhältniß, die Bewohner Frankfurts nur halb
so hoch wie die von Montjoie besteuert sevn.

Was aber im Vergleiche zwischen Frankfurt und
Montjoie stattfindet, Ungleichheit der Kapitale und Er¬
werbsmittel, daS findet auch von Staat zn Staat, und
von Provinz zn Provinz statt. Daraus folgt denn, daß
die Höhe der Stenern nur nach dem Reich¬
thum und den Erwerbsmitteln der Bewohner
eines Staates oder einer Provinz geschätzt
werden kann.

H. 24.

Die Summe des Rcichthums und der Erwerbsmit¬
tel eineS Landes ist höchst schwierig, vielleicht unmöglich,
mit hoher Wahrscheinlichkeit aggropinativ zn ermitteln,
obgleich nicht zn verkennen, daß derjenige, welchem die
von aufgeklärten Regierungen gesammelten statistischen
Nachrichten zn Gebote stehen, umfassendere und richtigere
Resultate in dieser Art, als ich mit nur höchst beschränk-
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ttn Hülfsmitteln zu einein Vergleichnngs-Maßstab der
Höhe der Steuern, auszustellen im Stande ist.

H. 25.
Indessen in zwei Staaten, wo die beiderseitigen

Verhältnisse des Erwerbs ans den Grnndgütcrn zn den
übrigen Erwerbsquellen wahrscheinlich nicht sehr verschie¬
den von einander sind, lieferte schon die Ermittlung
des Reinertrages der Grnndgüter, so wie des
Werth es der letztern einen brauchbaren Maßstab für
die Höhe der Steuern.

Preußen und Frankreich dürften in dem vorstehend
bezeichneten Verhältnis in der That nickt sehr verschieden
seyn. Findet in dieser Hinsicht ein wesentlicherUnter¬
schied statt, so scheint derselbe unzweifelhaft darin zn be¬
stehen, daß der Erwerb ans den Grundgütern im Ver¬
hältnisse zn andern Erwerbsquellen in Frankreich kleiner
als in Preußen ist, oder umgekehrt,— waS einerlei ist, —
daß die letztern im Verhältnisse zum erikern in Frankreich
größer als in Preußen sind. Ein Unterschied dieser Art,
wenn ancb nicht sehr erheblich, dürfte allerdings nicht zn
leugnen seyn. Ich vermnthe dieß ans folgenden Gründen.

1) Preußen hat keine einzige große Handelsstadt,
wie Paris, Marseille, Bordeaux :c., und in solchen
Städten ist besonders der Geldreichthnmein mit dem
Grundbesitz in einige Konknrenz tretendes Kapital, und
der Erwerb ans dem Großhandel höchst wichtig.

2) Da Preußen keine andere, als Ostsee-Häfen be¬
sitzt, und der Handel derselben wegen mehrerer Schwie¬
rigkeiten noch zn keinem beträchtlichen Umfang heran¬
wachsen konnte, so ist die Rhederei, dieses so bedeutende
Kapitale in Anspruch nehmende Erwerbsmittel,dort Ver-
gleichnngsweisegegen Frankreich, nicht erheblich.

Möchte aber auch jener Unterschied stattfinden, so
bleibt dennoch der von den Grnndgütern hergenommene
Maßstab ein branchbarer, und zugleich gewährt ein sol¬
cher den Vortheil, daß lins darnach die Steuern eher
höher, als sie wirklich sind, in Frankreich erscheinen;
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und wir also UNI so weniger zu besorgen haben, das;
nach dem nämlichen Maßstabe die preußischen Steuern,
verglichen gegen die französischen, höher, als sie sind,
die Grundgürer in Preußen dagegen im Vergleiche zu
denen in Frankreich in einem kleinern Werthe, als sie
ihn haben, dargestellt werden.

tz. 26.

Außer dem Werthe der Grundgüker läßt steh auch
das beträchtliche und leicht zu veranschlagende Kapital,
welches in dem Werthe deS Viehes steckt, als Maßstab
mit benutzen.

Gern hätte ich, um noch größere Theile des Na¬
tional-Vermögens zum nämlichen Zwecke gebrauchen zu
können, den Werth der Ackergeräthschaften und der Haupt¬
produkte des Bodens veranschlagt, wie dies; Ehapral für
Frankreich gethan hat. Aber es fehlte mir für die Werth¬
schätzung dieser Gegenstände in Preußen an den erfor¬
derlich en H ü lfs g n e ll en.

Ich beschränke mich daraus, als Maßstab für
die Höhe der Stenern, und für andre staats-
w irts s ch aftliche Verhältnisse d e n R e i n e r t r a g
der Grundgüter und den Werth dieser letz¬
tern, so wie denjenigen deS Viehes zu ermit-
t e l n. Diesen vereinigten Werth nenne ich das Haupt-
Narional-Vermögen.

H. 27.
Zum Verständnis; meines Werkes ist vorzüglich wich¬

tig, wohl einzusehen, weshalb jener Maßstab gewählt
worden, und auch wie und was damit gemessen werden
kann; ich gebe deshalb noch einige Erläuterungendar¬
über.

Der Reinertrag der Grundgüter zeigt zuvörderst,
in welchem Maße die so wichtige Grundsteuer erhoben
wird; dies; zu übersehen ist um so nützlicher, als gerade
die Vertheiluug dieser Steuer dem meisten Tadel un¬
terliegt.
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2) Indem nachgewiesen wird, wieviel Reinertrag
von Grundgütern auf den Kopf der Bevölkerung fällt,
werden die Eigenthums-Verhältnisseund die Wohlha¬
benheit eines Staates oder einer Provinz ziemlich erkenn¬
bar, weil die Benutzung der Grundgürer, oder eigentlich
die Kultur des Bodens oder der Ackerbau das beträcht¬
lichste aller Erwerbsmittel ist.

Dieß Erwerbsmittel ist so erheblich, daß selbst in
dem Lande, wo der auswärtige Handel den größten Um¬
fang erreicht hat, in England, angenommen wird, daß
in jenen: Handel nicht einmal der achte Theil der Kapi¬
tale steckt, welche im Ackerbau beschäftigt werden. In
Preußen sowohl wie in Frankreich wohnt nur der vierte
Theil der Bevölkerung in den Städten z in den letztern
wird außerdem mehr Ackerbau betrieben, als auf dein
Laude städtische Gewerbe.

4) Daher steckt in dem Werthe der Grundgütcr der
bei weitem größte Betrag des National-Vermögens, in
Preußen sowohl wie in Frankreich, zumal, da in jenem
Werrhe auch derjenige der Gebäude mit begriffen ist,
also einer Menge Kapitale/ welche anders als zum Ak-
kerbau benutzt werden.

5) Wird dem Werthe der Grundgüter derjenige
des Viehes hinzugezählt, so hat man um so gewisser
das wirkliche Haupt-National-Vermögen, und zugleich
ein so größeres Maß zum Vergleiche von Steuern und
andern staatswirthschastlichenVerhältnissen.

6) Das Verhältnis des Reinertrages der Grnnd-
güter zu allen Steuern, wenn solche auch nicht von je¬
nem zu entrichten sind, gicbt, nach den unter 2 und 3
angegebenen Erläuterungen, schon einen Maßstab für die
Höhe der Stenern.

7) Abgesehen von dem unter 5 aufgestellten Ge¬
sichtspunkte, wird das Verhältnis; des Werrhes des
Viehes zu Steuern und zu den Eigenthnms-Verhältnis¬
sen für einen oder den andern Leser von Interesse seyn.

5
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Sechstes Kapitel.

Rcincrirag der Grunbgüter. Kataster der westlichen Provinzen;
insbesondere des RegierungsbezirkesAachen.

G. 28.

Es ist schmierig den Reinertrag der Grnndgüter nach
einem und dein nämlichen Maßstabe in den östlichen und
westlichen preußischen Provinzen und in Frankreich zu er¬
mitteln. Nur Annäherung an die Wahrheit ist möglich,
jedoch auch hinreichend. Ich werde bei meinen Veran¬
schlagungen die schon weit gediehenen Resultate der Ka¬
taster-Arbeitenin der .Rheinprovinz und in Westphalen,
insbesondere den vollendeten Kataster des Regierungsbe¬
zirkes Aachen zum Grunde legen.

H. 29.
Bereits während der französischenHerrschaft waren

die Kataster-Arbeitenam linken Rheinufer begonnen wor¬
den; es war Napoleons Absicht, ganz Frankreich kata-
striren zu lassen, und ans diese Weise die Klagen über
ungleiche Vertheilnng der Grundstener zwischen den De¬
partementen wie zwischen den Gemeindeil wirksam zu be¬
seitigen.

Die Absicht und das Unternehmen waren eines gros¬
sen Mannes würdig; seine fortdauernden Kriege und die
damit verbundene außerordentliche Anwendung der Staats¬
kräfte hinderten jedoch ein schnelles Fortschreiteil der Ka¬
taster-Arbeiten. Diese sind theuer, denn die Katastri-
rung einer O.nadratmcile kostet, je nachdem wenig oder
viele Parzellen vorhanden sind, 3 bis 6009 Rthlr.

Die preußische Staatsregierung nahm Napoleons
Unternehmen ans, verordnete, daß die Kataster-Arbeiten
fortgesetzt, und nicht nur aus die ganze Rhcinprovinz,
sondern mich auf Westphalen ausgedehnt werden sollten,
um zur Ausgleichungder Grundsteuer zwischen beiden
Provinzen und ihren Unterabtheilungcn zu führeil.
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Rasch ward nun die Arbeit gefordert. Nach einer
Bekanntmachung deS Finanzministersvom 7. November
1831 sim cölnischen Amtsblatte) waren 410880 Wohn¬
häuser und 13,050204 Morgen Land schon damals ka-
tastrirt. Im Regierungsbezirk Aachen war die Arbeit
ganz vollendet; die Resnltate derselben sind in der Ersten
Tabelle nachgewiesen.

Eine so umfassende Arbeit wie der Kataster, bei
welcher so viele Personen an verschiedenen Pnnkten zu¬
gleich beschäftigt sind, ist natürlich manchen Irrthümern
und Mängeln unterworfen. Es haben darüber vielsei¬
tige Verhandlungen der rheinischen und westphälischen
Provinzialständestattgesunden, deren wesentlichster Punkt,
(wenigstens so weit es hier daraus ankommt,) darin be¬
steht, daß die Reinertrage zu hoch abgeschätzt sehn sollen.
Die bekannt gewordenen Kataster-Verhandlungenweisen
in dieser Beziehung Folgendes nach.

1) Der Reinertrag der unter der französischen Ver¬
waltung katastrirtcn Fluren hat durchschnittlich um weni-
nigstens 20 Prozent höher gestellt werden müssen, damit
eine Parität mit den spätern Abschätzungenunter preu¬
ßischer Verwaltung bewirkt werde.,

2) Ans gleiche Weise hat der Reinertrag der unter
französischerVerwaltung katastrirten Gebäude noch weit
mehr, mitunter bis auf ungefähr das Doppelte, erhöht
werden müssen.

3) Das preußische Kataster soll in zwiefacher Hin¬
sicht die Reinerträge überschätzen, indem ans der einen
Seite der Ertrag an Korn :c. zu hoch, auf der andern
die Knlturkosten zu niedrig angenommen wurden.

4) Die Norm, für Unterhaltnngs-Kostender Ge¬
bäude nur den vierten The-l des Brutto-Ertrages der¬
selben in Abzug zu bringen, soll zu niedrig angenommen
sehn. Als Beleg wird angeführt, daß selbst nach dem
Grundsteuer-Gesetze des vormaligen Königreiches West-
phalen bei Abschätzung des Miethwerths der Gebäude
die Hälfte desselben für Unterhaltungskosten in Abzug
gebracht wurde.
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5) Die, aus den ersten Verwaltnngs-Beamten nnd
angesehenen Eingesessenen zusammengesetzte, obere kontrol-
lirende Behörde der Kataster-Arbeiten hat fast einstim¬
mig erklart, daß die Reinertrage um ein Drittel zu hoch
abgeschätzt waren.

6. Selbst die mit der Leitung der Kataster-Arbei¬
ten Seitens der Staatsregicrung beauftragten Beamten
geben nach, daß die Reinertrage nm den vierten Theil
zu hoch abgeschätzt sind.

Beharrlich haben die Provinzialständeder westlichen
Provinzen die Herabsetzung eines Drittels der Abschätzung
der Reinerträge nachgesucht; eben so beharrlich ist das
Gesuch bisher von der Staatsregicrung abgeschlagen wor¬
den, unter der Bemerkung, daß die Abschätzung ja nur
zur Parifikation der Grundsteuer in den westlichen Pro¬
vinzen dienen solle, und für diese in jeder andern Hin¬
sicht ja unpräjudizirlich seh, wenn die Reinerträge wirk¬
lich zu hoch normirt sehn sollten. Die Provinzialstände,
besonders diejenigen von Westphalen, scheinen aber die
Geschichte der Stenern zu kennen, (nach welcher wirklich
nur gar zu leicht ein Präjudiz entsteht, und die Provinz
allemal am schlimmsten wegkommt, welche sieh nicht vor
einem solchen hütete,) und deßhalb lassen sie das Gesuch
bis jetzt noch nicht fallen.

H. 30.
Aus allen diesen Verhältnissen geht hervor, daß die

Katastral - Reinerträge, um sie der Wahrheit nahe zu
bringen, füglich und wenigstens tun den vierten Theil
herabzusetzen sind; ich nehme dicß Verhältnis? als Basis
meiner Berechnungen an.

H. 31.
Hiernach ist der Reinertrag des Regierungsbezirkes

Aachen, der nach dem Kataster, (wie in Tabelle 1 nach¬
zugehen,) 2,701030 Rthlr. beträgt, in runder Summe
zu 2,026400 Rthlr. zu normiren.

Behufs der Vergleichnugen des finanziellen Zustan-
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des jenes Bezirks »nährend der französischen Herrschast
muß aber berücksichtigt werdeil, daß unstreitig seit den,
Aufhören der letztern der wirkliche Reinertrag zugenom¬
men hat, und daß die obige Veranschlagung schon ans
dieser Zunahme beruht, weil die meisten Abschatzungen
gemacht worden sind, als schon die Zahl der Hausereine Vermehrung, uud die Bodeu-Kultur eine Ausdeh¬
nung erfahren hatte. Deßhalb nehme ich für jene
Vergleicht!ngen den Reinertrag während der franzö¬
sischen Herrschast nm 5 Prozent niedriger zu 1,925100
Rthlr. an.

H. 3?.

In H. 29 ist gezeigt worden, welch ein beträchtli¬
cher Theil der westlichen Provinzen gegen Ende des Jah¬
res 1831 schon katastrirt worden war. 'lntcr den ka-
tastrirten Theilen erfolgte daraus eine Ausgleichung
der Grundsteuer, uud diese letztere, der Prinzipal-Summe
nach, betrug alsdann 12H°^ vom steuer-
p l i eh tigcn Katast r a l - Reinertrage. Schwerlich wird
man von der Wahrheit sich wesentlich bei der Annahme
entfernen: daß wenn der Kataster ganz beendigt gewesen
wäre, und die steuerfreien Karastral - Reinerträge
in die Berechnung des durchschnittlichen Verhält¬
nisses der Steuer zum Gesammt - Reinertrage
mit hineingezogen würden, dieses Verhältnis; 12 Prozent
sehn werde.

Da nun, als jene Ausgleichungerfolgt war, die
Prinzipal-Summe der Grundsteuern in der Rheinpro¬
vinz 1,999357 Rthlr. betrug, so müßte, nach dem Ver¬
hältnis; von 12 der Steuer zu 100 zu des Katastral-
Reiuertrages, dieser letztere für die Rheinprovinz sich ans
16,001303 Rthtr. belaufen.

Nach Abzug eines Viertels von dieser Summe nehme
ich daher den wirklichen Reinertrag in runder Summe zu
12,496000 Rthlr. an.
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H. 33.
Da Westfalen mit der Rheinprovinz, wie in H. 29,

32 bemerkt worden ist, in einem Katastral- nnd Grund¬
steuer-Verbände steht, so kann der Reinertrag der Grnnd-
güter jener Provinz nach dem nämlichen Fuße wie in
dieser ermittelt werden.

Die Prinzipal-Summe der Grundsteuer betrug nach
der im vorigen H erwähnten Ausgleichung in Westfa¬
len 1,258630 Rthlr.; der Katastral-Reinertrag würde
sich also aus 10,488582 Rthlr. stellen, so daß nach Ab¬
zug eines Viertels von dieser Summe der wirkliche Rein¬
ertrag in runder Summe zu 7,866000 Rthlr. zu nor-
miren ist.

Siebentes Kapitel.
Reinertrag der Grundgütcr; Fortsetzung. Abschätzung der östli¬

chen Provinzen.

H. 34.
Sie viel mir bekannt, ist nirgends in den östlichen

Provinzen ein eigentliches Kataster angefertigt, noch da¬
mit bis jetzt angefangen worden. Abschätzungen sind
wohl in den Theilen, welche früher zum Königreich West¬
falen gehörten, für die Umlage der damaligen skönigl.)
westfälischen Grundsteuer vorgenommen worden, auch
mag es deren sonst noch geben; solche Abschätzungenbe¬
ruhen aber auf so verschiedeuartigen Grundsätzen, und
die Materialien sind so zerstreut, daß das, was mir be¬
kannt geworden, nicht zur Anlage eines allgemeinen Maß¬
stabes sür die Abschätzung der Provinzen zu benutzen war;
doch diente es immerhin dazu, meine Meinung über die
Ertragsfähigkeitdes Bodens einzelner Provinzen zu be¬
richtigen und festzustellen.

Um nun zu einer der Wahrheit einigermaßen sich
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nähernd«! Abschätzungder östlichen Provinzen zu gelan¬
gen, werde ich die Bodenflächen, hinsichtlich des Ertra¬
ges, nach Maßgabe meiner Ansicht über die Kultur und
die Fruchtbarkeit der abzuschätzenden Provinz, so wie
über den Verkaufswerth ihrer Produkte, in Parität mit
mehr oder weniger ertragsreichen Kreisen des Regierungs¬
bezirkes Aachen stellen; der Kataster dieses Bezirkes (nach
Tabelle 1,) giebt hierüber Ausweise. Ich ermittle als¬
dann den m uth maß liehen Katastral - Ertrag nach
denjenigen der Kreise des Regierungsbezirkes Aachen, die
ich zum Vergleiche gewählt habe.

Auch die Gebäude der östlichen Provinzen schätze
ich auf den Grund des Katasters von der Rheinprovinz
und Westphalen, und insbesondere deS Stadtkreises Aa¬
chen ab. Die Gebäude einzelner großer Stüdte werde
ich in der Regel besonders, sonst aber diejenigen der
Städte und des Landes zusammengenommendurchschnitt¬
lich abschätzen. Solchergestalt wird auch für die Ge¬
bäude der muthmaßlichc Katastral - Reinertrag ermittelt,
und zwar nach dem Maßstabe des Rheinisch-Westfä¬
lischen Katasters.

Nach dem nämlichen Grundsahe wie bei der Ab¬
schätzung von der Rheinprovinz und Westphalen, werde
ich von dem ans vorstehendeWeise ermittelten mnthmaß-
lichen Katastral-Rheinertrage, sowohl der Bodenflachen
als der Gebäude, den vierten Theil für zu hohe Schät¬
zung abziehen. Bei dieser Verfahrungsweisehoffe ich
die Abschätzung der östlichen Provinzen mit derjenigen
der westlichen in Uebereinstimmung zu bringen.

Von den Bewohnern der östlichen Provinzen wer¬
den diejenigen, welche den Regierungsbezirk Aachen ge¬
nau kennen, mir schwerlich den Vorwurf machen, daß
ich ihre Bodenflächen zu hoch geschätzt hätte. So schlechte
Heiden wie die Kreise Malmedy und Montjoie unter
dem Namen des Veens haben, finden sich nur höchst
selten in den östlichen Provinzen, in welchen man unter
der Benennung „Heide" häufig Waldungen versteht, die
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außer dem Ertrage an Holz manchmal sogar noch Weide
liefern.

Zum Verständnis der Abschätzungen der Gebäude,
und zur Vermeidung der Ansicht, als wenn etwa der
muthmaßliche Kamstral - Reinertrag im Verhältniß zum
rheinisch - westphälischen Kataster zu hoch angenommen
seyn könnte, muß ich aus einige Ergebnisse dieses Kata¬
sters besonders aufmerksam machen.

Nach den vom Finanzministeram 18. Mai 1880
den westphälischenProvinzialständenmitgetheilten Resul¬
taten der Zusammenstellungen des rheinisch-westphälischen
Katasters ergab sich: daß, einschließlich der Bodenstächen,
die Wohnhäuser in 107 Städten durchschnittlichzu 27
Rthlr., aus dem Lande durchschnittlich zu 4^ Rthlr. und
die sämmtlichen katastrirten Wohnhäuserder Städte und
des Landes durchschnittlichzu 8 Rthlr. 13 Sgr. abge¬
schätzt waren.

Nach der Bekanntmachung des Finanzministers vom
7. November 1831 lim cölnischen Amtsblatt) waren da¬
mals 410880 Wohnhäuser abgeschätzt zu einem Reiner¬
trage von 3,624349 Rthlr.; dieß crgiebt einen Durch¬
schnitt von 8 Rthlr. 25 Sgr.

Nach Tabelle 1 ist der durchschnittlicheKatastral-
Reinerrrag der Wohnhäuser im Regierungsbezirk 'Aachen
8 Rthlr. 19 Sgr., und derjenigen des StadtkreisesAa¬
chen 70 Rthlr. 7 Sgr. Es ist hierbei zn berücksichtigen,
daß ohne Zweifel keine der größern Städte der Monar¬
chie verhältnismäßig so viele arme und im höchsten
Grade schlecht und eingeschränkt wohnende Menschen ent¬
hält wie Aachen. Außerdemzeigt schon die flüchtigste
Beobachtung,wie viel kleiner die Wohnhäuserin Aachen
sind, als z. B. in Berlin und Magdeburg.

Die Anzahl der Wohnhäuser in den östlichen Pro¬
vinzen nehme ich aus den Grund der Angaben von Müt-
zell an, jedoch unter ungefährer Berücksichtigungder Zu¬
nahme, welche seit jenen Angaben stattgesunden hat.
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H. 35.

Wer die Provinz Sachsen in verschiedenen Richtun¬

gen durchreiset, und auch den Regierungsbezirk Aachen

genau kennt, wird keinen Augenblick anstehen, jene bin¬

st chrl ich der Fruchtbarkeit weit über diesen zu stellen. Ver¬

mittelst der Eibe und der Saale haben die meisten Theile

der Provinz einen wohlseilen Transport des l.ieberstustes

ihrer landwirtschaftlichen Produkte nach Hamburg, wo¬

durch der Werth der leStern wesentlich erhöhet wird, so

daß die Provinz Sachsen in dieser Beziehung dem Re¬

gierungsbezirk Flachen nicht nachsteht. Daher überschätzt

mau schwerlich den Reinertrag Sachsens, wenn man den¬

selben demjenigen des Regierungsbezirks Aachen mit Aus¬

schluß des Kreises Malm.edh gleichstellte.

Diesen Kreis ausgeschlossen, ergiebt der Regierungs¬

bezirk Aachen auf 1,305049 Morgen einen Katastral--

Reiuertrag von 2,088533 Kthlr-; Durchschnitt 48 Sgr.

sviernach ergeben an Reinertrag in Sachsen:

9,841338 Morgen n 48 Sgr. 15,746140 Rthlr.

Für Wohnhäuser rechne ich:

3100 in Magdeburg n 90 Kthlr. 279000 —

203000 außerdem n 7 — 1,421000 —

Summe des muthmasst.Katast.-Rcrtr. 17,446140 Rthlr.

Nach Abzug eines Viertels von diesem Betrage stellt

sich der Reinertrag in runder Summe auf 13,034000 Rthlr.

H. 36.

Die große Kultur und die Ergiebigkeit des größcrn

Tbeiles des Bodens in Schlesien sind bekannt; der

Sandboden einiger Kreise wird durch die ausgezeichnete

Fruchtbarkeit anderer reichlich aufgewogen, so daß im

Durchschnitt Schlesien mit Recht eine fruchtbare Provinz

genannt wird. Der Werth der Produkte wird durch

mannichfache Industriezweige, welche in der Provinz blü¬

hen, und durch die Wasterverbindung mit der Ostsee

gehoben.
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Unter diesen Verhältnissen werden die Schleper sich
nicht über eine Ueberschähung ihrer Bodenssächen beschwe¬
ren, wenn ich dieselben mit dem Regierungsbesirk Rü¬
chen, nach Ausschluß zweier der ergiebigsten Kreise, der
Landkreise Aachen und Jülich, gleich stelle.

D'eser so redusirte Regierungsbezirk enthalt 1,367836
Morgen, welche 1,542194 Rrhlr. an Katastral-Reiner-
trag liefern; Durchschnitt 334 Sgr.

Darnach ergeben in Schlesien an Reinertrag:
15,475279 Morgen 5 334 Sgr. 17,435481 Rthlr-

Für Wobnhäuscr rechne ich:
3800 in Breslau k 200 Rthlr. 760000 —

348000 außerdem — 6 — 2,088000 —
Summe des mnthmaßl.Katasi.Reinertr. 20,283481 Rthlr.

Nach Reduktion eines Viertels stellt sich also der
Reinertrag in runder Summe auf 15,213000 Rthlr.

H. 37.
Brandenburg enthalt wenig sehr fruchtbare Bo¬

denstächen; diese sind durchschnittlich eher unfruchtbar zu
nennen. Indessen erhalten Kultur und Produktion durch
den Konsums einer großen Hauptstadt, durch Wasserver-
biudungen mit der Ost- und Nordsee, und durch meh¬
rere nicht unbeträchtliche Fabrikzweige einen größer!: Werth,
als sie unter ungünstigemUmstanden haben würden.

Gleichwohl oergleiche ich die braudenburgischen Bo-
deuflachen nur mit denen oon fünf unfruchtbaren Kreisen
deS Regierungsbezirks Aachen, nämlich Eupen, Heins¬
berg, Malmedy, Moutjoic und Schleiden.

Diese fünf Kreise haben zusammen einen Flächenraum
oon 945730 Morgen mit einem Katastral-Reiuertrage von
647461 Rrhlr.; Durchschnitt 20z^ Sgr.

An Reinertrag ergeben also in Brandenburg:
16,102631 Morgen k 20^ Sgr. 11,030302 Rthlr.
Für Wohnhäuser ist hinzuzurechnen:

7500 in Berlin ü 500 Rthlr. 3,750000 —
168500 außerdem — 7 — 1,179500 —
Summe des muthmaßl. Katast. Reinert. 15,959802 Rthlr.
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Diese, «m ein Viertel redncirt, ergeben an Reiner¬
trag in runder Snmine 11,970000 Rthlr. P

H. 38.
Der Werth der Bodenfläche im südlichen Theile von

Pommern ist zwar geringer, als der durchschnittliche

°) Nachdem die vorstehende Berechnung bereits angelegt und in
die Tabellen übergegangen war, kam mir noch die sowohl im Jahre

1829 als auch 1831 in Berlin erschienene „Statistische Ucbcrsicht der

Bevölkerung, der Kommunal-Einnahmen und Ausgaben von Berlin"

zu Gesicht.
Tcmnach hatte Berlin zu Ende des Jahres 1829 7342 Häuser,

also etwas weniger, als meine obige Annahme.
Dagegen war der Miethwcrth der Häuser, ohne Veranschla¬

gung der königlichen Gebäude und derjenigen, welche der
Kommun, den Kirchen, Schulen und frommen Stiftungen

gehören, 4,405340 Rthlr. Die Anzahl der nicht veranschlagten Häu¬
ser ist 341.

Im Jahre 1828 hatten:

709 Häuser einen Miethwcrth von 8 bis 100 Rthlr.
3284 — — — — 101 — 500 —

1995 — — — — 501 — 1000 —

1231 — ----- — — 1001 — 4000 —

21 — — — — 4001 — 11500 —

In dem rheinisch-westphälischcn Kataster, folglich auch in meiner

Veranschlagung des Reinertrages, sind die gesetzlich steuerfreien Boden-

stächen und Häuser hcgriffcn. Würde nach diesem Grundsätze der Mieth¬
wcrth jener 341 gesetzlich steuerfreien Häuser in Berlin, der höchst wahr¬

scheinlich im Durchschnitt 1500 bis 1000 Rthlr. für jedes, nach dem

vorstehenden Auszüge, betragen dürfte, dem angegebenen Micthwcrthe

von 4,405340 Rthlr. hinzugerechnet, so müßte dieser auf ungefähr 5

Millionen Rthlr. sich belaufen. Oben nahm ich nach dem Verhältnisse

des rheinisch-wcsiphälischcn Katasters 3^ Millionen Rthlr. an, also um

25 Prozent weniger. Und doch dürfte schwerlich in Berlin der Mieth¬

wcrth in dem Verhältnis; hoch abgeschätzt seyn, wie derselbe nach dem
rhcinisch-wcstphälischcn Kataster in Aachen und andern großen Städten

angenommen worden ist.

Dicß mag als ein Beleg dienen, wie sehr ich mich vor Ucberschä-

tzung der Reinerträge der östlichen Provinzen gehütet habe, um auch

nicht dem kleinsten Vorwurfe ausgesetzt zu seyn, daß ich die lieber«

bürdnng, welche die westlichen Provinzen in der Grundsteuer erleiden,
zu grell darstellen wolle.
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Werth der brandenbnrgischen Bodenflache; desto höher
ist dagegen der Werth des ergiebigen Bodens, welcher
sieh zwei bis vier Meilen breit an der ganzen Ostseekü¬
ste der Provinz, mit geringer Ausnahme, entlang zieht,
so wie des Landes an den Ufern der Oder. Deshalb
stelle ich diese Provinz bei Berechnung des Reinertrages
der Bodenstächc mit Brandenburg gleich.

Es ergeben also in Pommern an Reinertrag:
«,666222 Morgen k 20« Sgr. 7,991636 Rthlr.

Dazn sind zu rechnen:
98099 Wohnhäuser u, 7 Rthlr. 686099 —

Summe des mnthmaßl. Katast. Rcinertr. 8,677636 Rtblr.
Reinertrag nach Abzug eines Viertels von diesem

Betrage, in runder Summe; 6,508099 Rthlr.
39.

Die Provinz Preußen ist fast überall ostlich der
Weichsel, so wie in den Danziger Niederungen äußerst
fruchtbar, und übertrifft dort durchschnittlich die Provinz
Brandenburg in der Güre des Bodens. Nimmt man
indessen auf Klima und andere ungünstige Verhältnisse
Rücksicht, so wie ans die sandigen Flächen westlich der
Weichsel und südlich der Danziger Niederungen, so muß
man den Werth der Bodenfiächen weit niedriger veran¬
schlagen , als in Brandenburg. Ich nehme daher an,
daß die Provinz Preußen in Hinsicht jenes Wertstes mit
den drei unergiebigsten Kreisen des Regierungsbezirks
Aachen, nämlich mit Malmedy, Montjoie und Schlei¬
den gleichzustellen ist.

Diese drei Kreise enthalten 781952 Morgen mit
einem Katastral-Reinertragc von 349645 Rthlr.; Durch¬
schnitt für den Morgen 13h Sgr.

Es ergeben also in der Provinz Preußen an Reinertrag:
24,194045 Morgen ü 13 h Sgr 10,806673 Rthlr.

Für Wohnhäuser ist hinzuzurechnen:
9499 in Königsb.u. Danz.lt 75 Rthlr. 795900 —

215900 außerdem — 1 , 182509 —
Summe des mnthmaßl. Katast. Rcinertr. 12,694173 Rthlr.
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Nach Abzug eines Viertels von diesem Betrage er-
qiebt sich der Reinertrag in rnilder Smnmc zu 9,521000
Reichsthalcr.

H. 40.
Posen hat, mit Ausnahme des vortrefflichen Kn-

javiens und eitles Theils der Netze- und Warthe-l!fer,
einen wenig fruchtbaren Boden; ans jene wirkt daS Kli¬
ma fast so nachtheilig als in Preußen, lind die geogra¬
phische Lage der Provinz ist nur wenig günstiger als dort.

Bei diesen Verhaltnissen normire ich den Reinertrag
der Bodenfiächen nicht höher, als denjenigen der Kreise
Malmedy und Montjoie, der allernnergiebigsten des Re¬
gierungsbezirks Aachen, deren Bodenstächezu mehr als
dem dritten Thcile ans beinahe völlig ertraglosen mora¬
stigen Heidelt besteht.

Diese beiden Kreise sind zu einem Reinerträge von
171476 Rrhlr. katastrirt worden, und enthalten 460972
Morgen; Durchschnitt IIP? Sgr. für den Morgen.

In Posen ergeben hiernach all Reinertrag:
11,572551 Morgen « 11P? Sgr. 4,301130 Rthlr.

Es ist hinzuzimehmen:
für 11 2,700 Wohnhäuser ü 5;- Rth lr. 019850 —
Summe des muthmaßl. Katast. Reinertr. 4,920000 Rthlr.

Nach Abzug eines Viertels bleibt ein Reinertrag in
runder Summe von 3,691000 Rthlr.

Achtes Kapitel.

Reinertrag der Grundgütcr; Fortsetzung. Ab¬

schätzung von Frankreich.

H. 41.
Damit der Reinertrag der Grnndgüter Frankreichs

so viel als möglich in dem nämlichen Verhältnisse,wie
das für die preußischen Provinzen angenommene,abge-
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schätzt werde, ist nothwendig, mehrere Evolutionen jenes
Reinertrogs anzuführen, und Vergleichnngspunkte mit
dem rheinisch-westindischenKotaster auszusuchen.

H. 43.
In einem bekannt gewordenen Berichte des franzö¬

sischen Finanzmiuisters vom Jahre 4813 schätzte derselbe
den Reinertrag der Grundgüter zu 1454 Millionen Fr.,
und zwar: die Bodenstächen zu 1131, und die Gebäude
zu 333 Mill. Fr.

Ehaptal führt mehrere Schätzungenan, eine zu
1486, eine andere zu 1334, eine dritte zu 1636 Mill.
Fr. (ausschließlich Korsika) au.

H. 43.
Die Abschätzung zu 1626 Mill. Fr. beruhet auf

Untersuchungen,welche Chaptal für sehr gut geleitet
erachtet, und die der französischeFinauzminifter 2 o u i s
durch gleichzeitig von ihm in die Departemente gesandte
Sachverständigeanstellen ließ. Es wurde als Grund¬
lage der Vergleichuugenund Untersuchungenangenommen:

1) Die Kataster-Arbeiten, so weit solche gediehen waren;
3) Das Verhältniß der Pachterträge zu den frühern

Abschätzungen;
3) Die an der Grundsteuer bewilligten Abschreibungen;
5) Kaufkoutrakte, der notorisch bekannte Verkaufswerth

der Grundstücke, der Zinsfuß der hypothekarischen
Schulden;

5) Das wirkliche Verhältniß des Reinertrags zur
Grundsteuer.
Der äußerst unterrichtete Baron Ch. Dnpin nimmt

in seinem berühmten Werke über die produktivenund
kommerziellen Kräfte Frankreichs diese Schätzung von
1636 Mill. Fr. an.

H. 44.
Chaptal selbst schätzt den Reinertrag der Boden¬

stächen Frankreichs auf 1478,762666 Fr.; rechnet man
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für Gebäude 332 Mill. (nach H. 42.) hinzu, so stellt
sich Chaptals (schützung auf 1810,702000 Fr.

Diese Abschätzung bietet manche Vergleichspunkte
mit dem rheinisch-mestphälischenKataster dar. Ich stelle
die Elemente jener mit Resultaten aus diesen, so wie der
preuß. Finanzministersolche in dem schon mehrcrwühu-
Memoire vom 18. Mai 1830 den westphalischen Pro¬
di,,zialstünden mittheilt, hier übersichtlich neben einander.

Natur der Bodcuflächcu.

Cliaxtal» Schä¬
tzung des Rein¬

ertrages i»o

Katastral-Nein-
crtrag i,'.Rhein»
provinz oIcst-

Ackerland
Wiesen
Weiden
Holzungen (in Frankr. ^Hochstamm.)
Weinbau-Land
Baumgarten
(6e,uüsegarten
Wild- und Oed-Landereien
Dito und verschiedener Boden
Verschiedene Kulturen
Kastaniengarten
Grundflachen der Gebäude

Das Verhaltniß der Hanpttheile des Bodens stellt
sich, nach Chaptals Angaben, und nach denen des
prenß. Finanzministcrs, folgendermaßen heraus:

Morgen. phgl. tzrorttz-ö-g
Sgl'. Sgr.

60 67
200 78

20 43
40 17

200 158
80s

240s
136

4
10

100 29
40

160 118

In den katastr.

In Frankreich.Natur dcr Bodcuflacheii. Prozent.
Bodenffächcn v.
Nheinprouinz u.

Wcstphalen.
Prozent.

Ilckerland 50H 41/
Wild- und Oed-Landcreien 8/ 13/
26iesen 7H 6/
Weiden 7 ,7 5/
Holzungen (in Frankr. ^ Hochstamm.) 15/ 17
Weinbau-Land 4/ 0/
Baum- nnd anderes Gartenland 2/ 1,^
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Vergleichtman daS Verhältnis; der Bodenflachcn
mit dem der 'Abschätzuugs- und Katastral-Reincrträge,
so scheint kein Zweifel obzuwalten, daß Chaptal nach
einem niedrigern Maßstabe abschätzte, als in den westli¬
chen Provinzen Preußens katastrirt worden ist.

Das Ackerland nimmt den beträchtlichsten Theil der
Bodenstächeein; in Frankreich, wo es über die Hälfte
derselben beträgt, ist dasselbe ohne Zweifel von großen»
Werthe, als in den katastrirten Thcilen der Rheinprovinz
und Westphalenstheils wegen der durchschnittlich größern
Fruchtbarkeit, theils weil diese letztere und die klimatischen
Verhältnisse die Kultnrkosten niedriger stellen, endlich,
wegen der durchgängig höhern Getreidepreise. Gleich¬
wohl nimmt Chaptal 7 Sgr. weniger für den Mor-
gcr an, als das rheinisch-westphälischeKataster.

Bei andern Bestandtheilen der Bodenstächesehen
wir freilich bei Chaptal meistens höhere Taxen. Diese
sind aber durch den größer» Werth, wie mir schein^
auch fast überall begründet. So z. B. sind die Kultnr¬
kosten beim Weinbau so viel kleiner und die quantitati¬
ven Erträge so viel größer in Frankreich als in der Rhein-
provinz, daß es wol ganz richtig ist, den Reinertrag hö¬
her als hier anzunehmen, ungeachtet der Werth des Pro¬
ducts dort viel geringer als hier ist, und zwar vorzüg¬
lich in Folge des in Preußen ans ausländische Weiuc
gelegren Einfuhrzolles. Würden aber die Wirkungen
der Zölle bei der Normirung des Reinertrages des Ackerlan¬
des im vollen Maße berücksichtigt, so müßte derselbe,
nach den Folgen des in Frankreich herrschendenCereal-
svstcms, beträchtlich höher als in der Nheinprovinz und
Westphalenveranschlagt werden.

Hiernach kann angenommen werden:
Daß das Ackerland in Frankreich ohne Berück¬

sichtigung der durch das Cereal-System hervorge¬
brachten theuern Getreide-Preise, wenigstens zu
75 Sgr. nach dem Verhältnis; von 67 Sgr. in der
Rheinprovinz und Westphalen abgeschätzt werden
müßte, daß aber nach dem nämlichen Verhältnisse
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wenigstens 90 Sgr. zu norniircn wären, wenn nian
die Folgen jenes Svstemes berücksichtigte;

2) Daß die übrigen Theile der BodenstächeFrank¬
reichs in der Abschätzung von Chaptal wenigstens
nicht höher, höchst wahrscheinlich aber niedriger ver¬
anschlagt sind, als wenn solche nach dem Verhält¬
nis? des rheinisch - westphälischen Katasters abge¬
schätzt worden wären;

3) Daß demnach, um die Parität mit diesem Verhält¬
nis; herzustellen, die BodcnflächeFrankreichs noch
um zwei bis dreihundert Mill. Franks mehr zu
schätzen seh, als dieß von Chaptal geschehen ist.

H. 45.

Auch die Gebäude sind zu 332 Mill. Franks ohne
Zwe ifel nach einein niedrigen: Maßstabe geschätzt, als
in der Rhcinprovinz und Westphalen katastrirt worden ist.

Hier sind, wie weiter oben schon angeführt wurde,
die städtischen Wohnhäuser einschließlich der Bodenstächcn
im Durchschnitt zu 27 Rthlr. oder 103 Fr. katastrirt
worden; man wird also 100 Fr. ausschließlich der Bo-
denfiächen annehmen können. Im H. 37. ist gezeigt
worden, in welchem hohen Grade die sehr großen Städte
wie Berlin zu dem Reinertrage von Gebäuden beitragen;
der Durchschnitt würde daher beträchtlich höher zu stehen
kommen, wenn in den katastrirten .Ländertheilenein sol¬
ches Verhältnis mir eingewirkt hätte.

Ein anderer zu berücksichtigender Umstand ist, daß
der Werth der städtischen Gebäude wegen der Bauart
in Frankreich überhaupt größer als der in der Rhcinpro¬
vinz und Westphalenseyn dürste.

Endlich muß noch angeführt werden, daß, wie der
H. 29. schon bemerkt, der früher unter französischer Ver¬
waltung ermittelte Katastral-.Reinertrag von Gebäuden
beträchtlich erhöhet werden mußte, um die Parität mit
dem unter preußischer Verwaltung geleiteten Kataster zu
bewirken, und daß gleichwohl die Schätzung der Häuser

4



Neuntes Kapitel.
Der Werth des NieheS.

H. 47.
In der zweiten Tabelle gebe ich eine Uebersicht des

Viehstandes nnd des Werthes desselben.
Zur Erläuterung der Tabelle einige Worte.

zu 332 Mill. Fr. zun? großen Theil auf dem Maßstabe
des französischen Katasters beruhet.

Alle diese Umstände begründen daher die Meinung,
daß der Reinertrag der Hanser in Frankreich sich auf
mehr als 332 Mill. Fr. belaufen müßte, wenn dieselben
nach dem Maßstabe des rheinisch-westphälischen Kata¬
sters abgeschätzt würden.

H. 46.
Ans dem Vorhergehendenist zu folgern, daß der

allerhöchsten Wahrscheinlichkeitnach, der Reinertrag der
Bodenflächenund Hanser in Frankreich sich ans 2166
bis 2266 Mill. Fr. stellen müßte, wenn dort wie in
der Rheinprovinz nnd Westphalen unter preußischer Ver¬
waltung, katastrirt würde.

Um so unbedenklicherkann daher, als Paritat mei¬
ner Schätzung des Reinertrages der Grundgüter in der
Rbeinprovinz nnd Westphalen, die H. 43. erörterte Ab¬
schätzung für Frankreich zu 1626 Mill. Fr. angenommen
werden. Und um so weniger ist diese zu hoch normirt,
da in derselben alle die Erweiterungender Kultur und
der Baulichkeiten nicht begriffen sind, welche in fünfzehn
FriedensjahrenStatt gefunden haben.

In jener Abschätzung ist Korsika nicht begriffen,
weshalb dieselbe von 1626 auf 1628 Mill. Fr. zu er¬
höhen ist. Diese betragen in runder Summe 427,356666 s
Reichsthaler.
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Der Bestand des Viehes im Jahre 1828 und des«

sen Werth sind nach der rheinischen Statistik für den

Regierungsbezirk Aachen und die Rheinprovinz angegeben.

Der Bestand in den andern preußischen Provinzen

war mir für das Jahr 1828 nicht genau bekannt. Müt-

zell giebt denselben pro 1816 und 1821 an; bei Fer«

ber findet sich die Angabe des Schasviehes pro 1825.

Aus diesen verschiedenen Nachweisen geht eine fortwäh¬

rende Znnahme des Bestandes fast aller Viehgattungen

hervor. Es ist kaum zu begreisen, daß die Zunahme;

wenn auch nicht überall in gleich starker Pro¬

portion, bis zum Jahre 1828 fortdauerte. Auf dieser

Basis beruhen meine Angaben des Vieh-Bestandes in

jenen Provinzen, so daß derselbe also nur muthmaßlich

normirt worden ist. Die aus diese Weise natürlich ent¬

standenen Abweichungen von der Wirklichkeit sind jedoch

von unerheblichem Einstufst bei der Berechnung des Haupt-

National-Vermögens, zu welcher ich vorzüglich die Ver¬

anschlagung des Vieh-Wertstes benutze.

Die zur Berechnung deS letztern von mir angenom¬

menen Preise sind:

n) In der Rheinprovinz nach der in der rheinischen

Statistik enthaltenen Veranschlagung;

b) In den übrigen preußischen Provinzen nach un¬

gefährem Verhältnis? jener Veranschlagung in der Rhein¬

provinz, unter Berücksichtigung der durch die Güte des

Viehes und durch die Oertlichkeit hervorgebrachten Ver¬

schiedenheit der Preise;

«) In Frankreich nach Chaptal> unter Berück¬

sichtigung des Umstandes, daß die Aufnahme des Be¬

standes 1812 gemacht worden, und Korsika nicht in der¬

selben begriffen ist. Chaptals Veranschlagung stellt

sich auf 1530,141476 Fr., oder 401,662137 Rthlr.;

füglich konnten daher 420 Millionen Rthlr^ angenommen
werden.

Die Werthangaben lassen Einwendungen zu, die

aber gegen jede andere Werthschähung auch zu machen

sind. Ich folgte deßhalb gern der von amtlicher Seite

4*



32

ausgehenden Veranlassung der rheinischenStatistik, und
für Frankreich dem wohlunterrichteten Chaptal. Hin¬
sichtlich des Einflusses, den die Jrrthümer ans meine Ver-
gleichnngen ausüben, verweise ich ans das oben Gesagte.

In der Rheinprovinz giebt es zwar veredelte Seba-
fe, dennoch sind solche in der Tabelle in der Rubrik
Landvieh enthalten, und zwar vorzüglich deshalb, weil
der Werth in der rheinischen Statistik im Durchschnitt
angenommen worden ist. llebrigens würde, was man
hier veredelte Schase nennt, in Schlesien und Sachsen,
mit wenigen Ausnahmen, zum Landvieh gerechnet
werden.

Zehntes Kapitel.
Das Haupt-National- Verm ög cn.

H. 43.
Im fünften Kapitel ist bemerkt worden, was ich

unter Haupt-National-Vermögen verstanden haben will:
den Werth der Grnndgüter und denjenigen des Viehes
zusammengenommen.

Den erstem ermittle ich durch die Annahmen des
Satzes, daß die Grnndgnter zwanzig Mal den Reiner¬
trag Werth sind, was durchschnittlich in Frankreich und
Preußen wirklich der Fall sehn dürfte, in sofern die Grund¬
steuer unberücksichtigt bleibt, wie sie es bei dieser Veran¬
schlagung bleiben muß.

Dieses Verhältnis, nach dem im 6., 7. und 8. Ka¬
pitel ermittelten Reinertrag der Grnndgnter und dem in
der zweiten Tabelle angegebenen Werthe des Viehes,) zu
Grunde legend, ergeben sich in runden Summen fol¬
gende Betrage des Haupt-National-Vermögens:

Für die Rbeinprovinz 270,863000 Rthlr.
— Westphale» 171,563000 —
— Sachsen 283,337000 —



35

Für Schlesien
— Brandenburg
— Pommern
— Preußen (Provinz)
— Posen
—- das Königr. Preußen
— Frankreich

331,595000

263,845000

147,399000

235,148000

87,833000

1780,483000

8967,000000

Rthlr.

Zweite Abtheilung-
Das Stenerwesen der Rheinprovinz unter

französischer Herrschaft.

Eilst es Kapitel.
Die Eintheilnng der Steuern.

H. 49.
Die Steuern können in direkte und indirekte

im Allgemeineneingetheilt werden. Der ersten: waren
in Frankreich vier, nämlich: Die Grundsteuer, die
Personal- und Mobiler--Steuer, die Patent-
stener und die Thür- und Fenster-Steuer.

Theilwcise könnte auch die Bergwerks-^) teuer
zu den direkten Steuern gezahlt werden; da aber der
größere Theil jener Abgabe eher zn den indirekten Steuern
gezahlt werden muß, so rechne ich dieselbe ganz zn den
letztern, um so mehr, als mir keine Nachweise darüber
vorliegen, wie viel auf direkte und wie viel auf indirekte
Besteuerungsweise eingekommenist.

'Außer dieser Eintheilung ist auch derjenigen in
Staats-, Departements- und Gemeinde-
Steuern zu erwähnen.
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